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Resolution des 16. Weltkongresses der IV. Internationale

Internationale Solidarität mit den Völkern Irans
In einem internationalen Kontext der 
Offensive des US-Imperialismus, wirt-
schaftlicher Sanktionen seitens der Ver-
einten Nationen und der vielfältigen 
kriegerischen Erklärungen gegenüber 
dem Iran, die im Nahen Osten vom is-
raelischen Staat aufgegriffen werden, 
erklärt die IV. Internationale, dass die 
Befreiung der Völker Irans vom dikta-
torischen Regime der Islamischen Re-
publik nur das Werk ihrer eigenen Mo-
bilisierung sein kann. Wir verurteilen 
die Politik des Krieges, der Besetzun-
gen und imperialistischer Interventio-
nen und wir sind auf der Seite der Völ-
ker, die für ihre Freiheit und Unabhän
gigkeit kämpfen.

Seit dem 13. Juni und der gefälsch-
ten Präsidentschaftswahl befindet sich 
die Islamische Republik des Irans in ei-
ner beispiellosen Krise. Diese hat einen 
Raum geöffnet, in den alle demokrati-
schen Bestrebungen der Jugend, der 
Frauen und der ArbeiterInnen hinein-
geströmt sind. Seit acht Monaten brin-
gen die Völker Irans massiv ihre Wut 
zum Ausdruck und rufen: „Nieder mit 
der Diktatur.“ Von der Infragestellung 
des offiziellen Wahlergebnisses bis zur 
Ablehnung der Grundlagen der Islami-
schen Republik hat sich dieser Prozess 
ständig ausgeweitet und radikalisiert.

Der verdeckte Krieg zwischen den 
unterschiedlichen Fraktionen, die sich 
seit 1979 die Macht teilen, hat sich in 
einen offenen Krieg gewandelt. Der 
Führer Ali Chamenei, der Präsident 
der Republik Ahmadinedschad und die 
Führung der Pasdaran haben entschie-
den, sich die Erdöl-Einnahmen un-
ter den Nagel zu reißen und ihre wirt-
schaftlichen und finanziellen Interessen 
zu sichern. Der Klan, der von Moussa-
vi, Karroubi und Rafsandschani reprä-
sentiert wird, wehrt sich dagegen, von 
der Macht ausgeschlossen zu werden, 
und hat die Krise verschärft.

Die Entschlossenheit der Bevöl-
kerung, die bleierne, erstickende Last 
loszuwerden und die tägliche Repressi-
on gegen die für ihre Rechte kämpfen-
den jungen Menschen und Frauen ab-
zuschütteln, vermischt sich zunehmend 

mit den spezifischen Forderungen der 
ArbeiterInnen.

Seit acht Monaten nutzen die Ju-
gend, die Frauen und die ArbeiterInnen 
jede Gelegenheit, um dem militärisch-
theokratischen Regime zu trotzen. Ih-
re mutige Mobilisierung verschärft die 
Spannungen unter den Herrschenden 
und schwächt die Islamische Repub-
lik.

Auf die legitimen sozialen und de-
mokratischen Bestrebungen der Völker 
des Irans antworten Chamenei, Ahma-
dinedschad und die Pasdaran mit blu-
tiger Repression. Massenverhaftungen, 
Schauprozesse, Vergewaltigungen von 
Inhaftierten, Hinrichtungen: Die Is-
lamische Republik des Iran versucht 
die Proteste zu ersticken. Aber das ge-
lingt ihr nicht. Die Ablehnung des herr-
schenden Regimes ist tief greifend, die 
Repression wird die Wut und die Ent-
schlossenheit derjenigen, die sich ge-
gen das Regime stellen, nicht beseiti-
gen können.

Im Iran ist eine neue Phase des 
Kampfes eröffnet worden, und das zu 
einer Zeit, da sich die politische Krise 
mit der ökonomischen Krise verbindet. 
Angesichts von Erwerbslosigkeit, Ent-
lassungen, Privatisierungen und galop-
pierender Inflation gibt es ArbeiterIn-
nenstreiks, vor allem für die Zahlung 
ausstehender Löhne und für das Recht 
auf gewerkschaftliche Organisierung. 

Das Regime, das sich sehr wohl an 
die Streikwelle von 1979 erinnert, die 
maßgeblich zum Sturz der Monarchie 
beigetragen hat, unterdrückt sehr bru-
tal alle ArbeiterInnenkämpfe.

Wir unterstützen die Frauen, die Ar-
beiterInnen, die Jugend und alle dieje-
nigen, die gegen die Islamische Re-
publik ankämpfen. Entscheidend wird 
sein, dass es zu einer Verbindung von 
demokratischen Bestrebungen und so-
zialen Forderungen der ArbeiterInnen 
kommt. Wenn die ArbeiterInnenklasse 
zu dem in Gang befindlichen Prozess 
hinzu stößt, kann er den Zusammenhalt 
und die notwendige Stärke gewinnen, 
um die Islamische Republik zu stürzen 
und eine soziale, demokratische und 
laizistische Republik zu errichten, die 
sich wirklich dem Imperialismus und 
dem Zionismus widersetzt.

Der Kampf für wirklich demokrati-
sche Rechte, für die Befreiung der po-
litischen Gefangenen und die Abschaf-
fung der Todesstrafe, für das Streik-
recht und die Organisationsfreiheit, für 
freie Wahlen, für die Rechte der nati-
onalen Minderheiten und die soziale 
Gerechtigkeit, die Gleichstellung von 
Frauen und Männern muss sich auf die 
internationale Solidarität stützen.

Ihr Kampf ist unser Kampf!

Übersetzung: D. Berger
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„Tag des Zorns“

Das Donnergrollen kam aus Kalinin-
grad (bis 1945 Königsberg), wo am 30. 
Januar über 10 000 Menschen auf die 
Straße gegangen sind, um eine Sen-
kung der Besteuerung der PKW-Be-
nutzung (die von den regionalen Be-
hörden um 25% heraufgesetzt worden 
war), eine Politik der Wirtschaftsan-
kurbelung für die Region, sowie ein 
Ende der „Diktatur der Regierungspar-
tei“ (Einiges Russland) und den Rück-
tritt des Regionalgouverneurs Georgi 
Boos einzufordern. Weil sich die wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten in den 
meisten Regionen ausbreiten, belasten 
die Tarife für Wasser, Strom und Gas 
die Haushalte der meisten BürgerIn-
nen immer mehr. Aus diesem Grund 
fanden Demonstrationen von mehre-
ren Tausend Menschen in einer ganzen 
Reihe von Städten (Angarsk, Irkutsk, 
Archangelsk usw.) statt, deren wich-
tigste Zielscheibe die lokalen und re-
gionalen Behörden, die Vetterleswirt-
schaft und die Korruption, sowie die 

„vertikale Machtverteilung“ waren, die 
von Wladimir Putin eingeführt wurde, 
wodurch die lokalen Behörden für die 
Bevölkerung noch weniger zugänglich 
als früher gemacht wurden.

Als daher die Opposition in Kali-
ningrad für den 20. März 2010 eine 
Großdemonstration ankündigte, haben 
mehrere Netzwerke und soziale Bewe-
gungen in ganz Russland das Motto ei-
nes solidarischen Aktionstages aufge-
griffen.

Im Gegensatz zu dem, was in den 
meisten Medien verbreitet wurde, war 
es nicht die politische Bewegung der li-
beralen Rechten „Solidarnost“, die ur-
sprünglich den „Aufruf vom 20.März“ 
für einen „Tag des Zorns“ verfasste, 
sondern mehr oder weniger bekann-
te Netzwerke wie der Verband der Au-
tofahrer Russlands (FAR), die Bewe-
gung der aktiven BürgerInnen Russ-
lands (TIGR) oder die Union der ko-
ordinierenden Räte Russlands (SKS). 
Was immer nun im Einzelnen stimmt 

– diese Aufrufe haben zu einer breiten 
Mobilisierungsbewegung geführt. Am 
20. März fanden Demos und Kundge-
bungen aller Art in fast fünfzig Städ-
ten statt. Und – was bedeutsam ist – sie 
wurden von breiten örtlichen Bündnis-
sen mitorganisiert, in denen sich häu-
fig Dutzende von Verbänden, örtlichen 
sozialen Bewegungen und politischen 
Oppositionsparteien zusammenfan-
den.

Natürlich können die Zahlen der 
Demonstrierenden als wenig bedeut-
sam erscheinen: Es waren etwa 4 000 in 
Kaliningrad, 3 000 in Irkutsk, 2 000 in 
Wladiwostok, 1 500 in St. Petersburg, 
1000 in Ijewsk und zumeist um die 500 
(Astrachan, Moskau, Penza, Tjumen 
usw.). Doch die geografische Breite der 
Mobilisierungen beweist, dass die Mo-
bilisierungen von BürgerInnen an der 
Basis dazu tendiert, die Stimmen zu 
vereinen, um auch auf der Ebene des 
Gesamtstaates Gehör zu finden. Und 
die einheitlichen Parolen – „die Re-
gierung unter Kontrolle der BürgerIn-
nen!“ „Nein zur monopolistischen Po-
litik von Einiges Russland!“ „Nehmen 
wir die Kontrolle unserer Stadt in die 
eigenen Hände!“ – zeigen, dass sich ei-
ne gemeinsame politische Kultur ent-
wickelt. Auch wenn die Demonstratio-
nen in erster Linie gegen die örtlichen 

Seit Beginn diesen Jahres kommt es immer häufiger zu Demons­
trationen in russischen Städten; die Bevölkerung erhebt sich gegen 
die massiven Erhöhungen der verschiedenen Gebühren, der Steu­
ern und Abgaben, denn die Löhne gehen zurück und die Arbeitslo­
sigkeit trifft immer breitere Bevölkerungskreise.

Carine Clément

Demonstration in Kaliningrad



inprekorr 462/463	 37

RUSSLAND

Behörden gerichtet waren (vor allem 
gegen die Regierungen der Regionen), 
so wurde auch Putin als Regierungs-
chef angegriffen: „Putin, treten Sie zu-
rück!“ kam als Motto bei den meisten 
Versammlungen vor.

Massive Verhaftungen in 
Moskau

In der russischen Hauptstadt hat-
te das Organisationskomitee des „Ta-
ges des Zorns“ (Einwohnerkomitees, 
Bewegung zur Verteidigung des Wal-
des von Chimki, betrogene Investo-
ren, Bewohner von Heimen, Links-
front, „Solidarnost“ und andere) be-
schlossen, das Verbot, im Zentrum der 
Stadt, am Puschkin-Platz, zu demons-
trieren, zu missachten. Am Samstag 
um 15 Uhr hatten sich ca. 500 Men-
schen eingefunden, die ihr Demonst-
rationsrecht verteidigen wollten (das 
wichtigste Motto der Moskauer Akti-
on lautete „Luschkow – Rücktritt“ – 
richtete sich also gegen den Bürger-
meister). Alsbald strömten die Milizen 
auf den Platz und nahmen Verhaftun-
gen vor, als die ersten Reden began-
nen. Trotzdem haben die Demonstran-
tInnen fast eine Stunde ausgehalten, 
wobei sie mit den „Ordnungskräften“ 
Katz und Maus spielten; einige konn-
ten auch auf die naheliegenden Boule-
vards entkommen. Das Ergebnis war, 
dass wenigstens 70 Personen verhaftet 
wurden, einige davon auf brutale Wei-
se. Auch eine Frau, die den Text der 
Verfassung verlas, wurde nicht ver-
schont – sie wurde gleich den anderen 
in ein Polizeiauto verbracht.

Die Mandarinen-Demons-
tration in Kaliningrad

In Kaliningrad, der am weitesten im 
Westen liegenden Stadt Russlands, 
von der die Welle der Mobilisierun-
gen ausgegangen war, wurde die De-
monstration von den örtlichen Behör-
den ebenfalls verboten, was zu Wirbel 
und Spannungen im örtlichen Opposi-
tionsbündnis führte. Anonyme Aufru-
fe, sich mit Mandarinen (dem Symbol 
von Gouverneur Boos) auf den zen-
tralen Platz zu begeben (auf dem ei-
ne Landwirtschaftsmesse stattfinden 
sollte), tauchten wie von Geisterhand 

einige Tage vor dem 20. März über-
all auf. Und „zufällig“ versammelten 
sich etwa 4 000 Menschen zum ange-
gebenen Zeitpunkt (zwischen 13 und 
14 Uhr) und hoben ihre Mandarinen 
in die Höhe. Die Polizei fuhr nicht 
dazwischen – was soll man auch ge-
gen Mandarinen ausrichten? Die Men-
schen gingen danach wieder auseinan-
der und freuten sich, eine willkürliche 
Entscheidung der Behörden lächerlich 
gemacht zu haben.

Wladiwostok: Einheit der 
Opposition gegen das „Eini-
ge Russland“

Im ganz im Osten gelegenen Wladi-
wostok begann der „Tag des Zorns“. 
Über 2 000 Leute versammelten sich 
auf dem zentralen Platz, der in langen 
Verhandlungen von einer sehr breiten 
Koalition, zu der z. B. die Kommunis-
tische Partei, die Bewegung der akti-
ven BürgerInnen (TIGR), Jabloko, die 
Bewegung der Autofahrer, sowie die 
örtliche politische Bewegung „Freiheit 
und Volksmacht“ gehörten, den Be-
hörden abgerungen worden war. Auf 
vielen Plakaten, die von den Demons-
trantInnen vorbereitet worden waren, 
konnte man wie überall den Zorn ab-
lesen: „Nieder mit der Willkür der Re-
gierung!“ „Nieder mit der Korrupti-
on der Funktionäre!“ „Russland ist ein 
großes Land – wir wundern uns nicht, 
dass man uns nicht bemerkt!“. Zu En-
de der Versammlung gaben die Orga-
nisatoren die Flamme symbolisch an 
die anderen Städte weiter: „Nowosi-
birsk, St. Petersburg, Kaliningrad – ja, 
ja, ja – Regierung – nein, nein, nein!“

Irkutsk: Für die Rettung 
des Baikal-Sees

Die Kundgebung von Irkutsk hatte die 
Rettung des Baikal-Sees und die For-
derung, die Bevölkerung vor Ort sol-
le über die Entwicklung der Region 
selbst entscheiden können, als wich-
tigstes Thema. Die Mobilisierung ge-
gen die Wiedereröffnung einer Papier-
fabrik, die von der Ökologiebewegung 
der Region seit Monaten durchgeführt 
wird, weil die Fabrik ihre Abwässer 
in den Baikalsee einleitet, hat die Op-
position zusammengeschweißt, sogar 

die Bewegung der Autofahrer und die 
AnhängerInnen der Selbstverwaltung 
„Narodny Kontrol“. So sind fast 3 000 
Menschen zusammengekommen, vor 
allem um gegen Putin zu demonstrie-
ren, der die Wiedereröffnung der Fab-
rik angeordnet und verteidigt hatte. Es 
sind aber auch zahlreiche andere Pro-
bleme thematisiert worden, insbeson-
dere die geringen Renten und der Ver-
fall des Immobilienbestandes.

In Irkutsk war es auch am offen-
sichtlichsten, dass die liberale Rech-
te versuchte, diese Mobilisierung der 
Bevölkerung für sich in Anspruch zu 
nehmen. Boris Nemtsow, ein Führer 
von „Solidarnost“ (und in den 1990er 
Jahren Minister unter Boris Jelzin) 
war extra hierher gekommen, um von 
der Tribüne aus eine Rede zu halten.

St. Petersburg: ein Forum 
der örtlichen sozialen 
Bewegungen

In St. Petersburg hatten die Kommu-
nisten der KP beschlossen, eigene We-
ge zu gehen und eine eigene Kund-
gebung abzuhalten (an der sich etwa 
400 Menschen beteiligten). Die von 
den sozialen Bewegungen (33 Grup-
pen, Komitees und Netzwerke, darun-
ter die mächtige Bewegung gegen den 
Bau des „Gazprom-Buildings“) orga-
nisierte Demonstration versammel-
te gut 1 500 Menschen. Die gute At-
mosphäre und Eintracht zwischen den 
DemonstrantInnen führten zur ein-
stimmig getroffenen Entscheidung, 
die Verbindungen zwischen den Be-
wegungen in der Koordination zu ver-
stärken und ein Koordinationszentrum 
der sozialen und Bürgerrechts-Bewe-
gungen der Stadt zu errichten.

Die Parolen lauteten ähnlich wie in 
den anderen Städten: gegen das Mo-
nopol der „Regierungspartei“, gegen 
die Konfiszierung der Macht durch 
die Bürokraten, für eine Stadt, die den 
BürgerInnen gehört, sowie Rücktritt 
der Gouverneurin der Region, Walen-
tina Malwjenko.

Übersetzung: Paul B. Kleiser
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Obamas Eskalation der Kriege und 
die Misere Zentralasiens 
Andreas Kloke

Im ersten Jahr seiner Präsidentschaft 
ist es Obama nicht gelungen, die Hoff-
nungen seiner AnhängerInnen auf einen 
wirklichen „Wechsel“ zu erfüllen. Die 
Auswirkungen der kapitalistischen Kri-
se begannen spürbar zu werden, die Ar-
beitslosigkeit erreichte die 10%-Marke, 
immer mehr Mittellose bekommen Cou-
pons zum Kauf von Lebensmitteln, die 
„Gesundheitsreform“, die ein Geschenk 
in Höhe von Zigmilliarden an die gro-
ßen Versicherungskonzerne darstellt, 
kommt nicht voran, das Sozialsystem 
und die öffentliche Infrastruktur befin-
den sich in weiterem Niedergang, wäh-
rend Obamas Popularität dramatisch zu 
schrumpfen beginnt.

Dennoch hat der Präsident im Sinne 
der Erwartungen der herrschenden Eli-
te an eine erfolgreiche Politik ordentli-
che Arbeit geleistet. Sein Auftrag war es 
vor allem, das ramponierte Ansehen der 
größten imperialistischen Weltmacht 
nach den 8 Jahren Bush wiederaufzu-
polieren. Obama erweiterte sofort den 
Krieg in Afghanistan und transformierte 
ihn in den „Af-Pak“-Krieg Afghanistans 
und Pakistans. Er wurde im Dezember 
mit dem Friedensnobelpreis ausgezeich-
net, ist aber persönlich für eine Rei-
he von Schlächtereien des vergangenen 
Jahres verantwortlich. Dazu zählen der 
Luftangriff auf Bola Baluk mit über 140 
Toten (darunter 39 Kinder), die mörde-
rischen Attacken mit „Drohnen“ (ext-
rem destruktiven Hightech-Flugrobo-
tern, die ihre Opfer mit absoluter Präzi-
sion ausfindig machen) in der pakistani-
schen Grenzregion, und die Abschlach-
tung von 63 Zivilist/innen, darunter 28 
Kinder, durch einen Luftangriff im Süd-
osten Jemens. Im Jemen vollzieht sich 
eine weitere Expansion der Kriege und 
die USA stützen dort die Diktatur Sa-
lehs gegen die oppositionellen Bewe-
gungen hauptsächlich im Süden des 
Landes. Einer der letzten charakteristi-
schen „Zwischenfälle“ war die nächt-
liche Razzia von US-Soldaten in Gazi 
Han in Ost-Afghanistan, wo am 27. De-

zember nach einem Bericht der Londo-
ner Times 10 Personen, unter ihnen acht 
13–17-jährige Jungen, kaltblütig ermor-
det wurden. 

Es mag merkwürdig erscheinen, aber 
die US-Supermacht hat im September 
2001 mit der Unterstützung ihrer NATO-
Partner einer Gruppe von Kämpfern, der 
al-Qaida, die international aus maximal 
2000 primitiv bewaffneten Männern be-
steht, den Krieg erklärt. Das US-Militär 
dagegen besteht aus 1,4 Mio. Männern 
und Frauen sowie weiteren 1,3 Mio. Re-
servisten, unterhält mehr als 800 Basen 
in aller Welt, beschäftigt Hunderttausen-
de von Geheimdienstagenten wie z. B. 
im CIA und Zehntausende in privaten 
„Sicherheitsgesellschaften“ wie der be-
rüchtigten „Blackwater“, die sich jetzt 
Xe nennt. Die USA haben die Marionet-
tenregierungen von Karzai und Al Mali-
ki installiert und kontrollieren und diri-
gieren weitgehend den korrupten Präsi-
denten Zardari sowie das pakistanische 
Militär. Die Kriege der US- Armee nach 
dem 11.9.2001 haben bis jetzt rund eine 
Billion (1000 Mrd.) US-Dollar gekostet. 
Obama hat in seiner Rede am 1.12. in 
West Point die Feststellung seines Vor-
gängers wiederholt, die USA befänden 
sich „im Kriegszustand“ und müssten 
als Hauptfeind al-Qaida besiegen (oder 
zerschlagen). Auf diese Weise hat er die 
Aufstockung der US-Truppen (das „sur-
ge“) in Afghanistan gerechtfertigt. 

Die Gründe für den Ein-
marsch in Afghanistan

Die US-Armee scheint 8 Jahre nach ih-
rem Einmarsch in Afghanistan von der 
Verwirklichung ihrer Ziele weiter als 
je zuvor entfernt zu sein. In der zitier-
ten Rede berief sich Obama auf die Lü-
ge, der Krieg sei von Anfang an ein „ge-
rechter“ Krieg gewesen. Er sagte, der 
UN-Sicherheitsrat habe die Antwort 
Washingtons auf die Angriffe vom 11.9. 
als legitim gebilligt, nachdem sich die 
regierenden Taliban geweigert hätten, 

Bin Laden auszuliefern. Diese Behaup-
tungen sind völlig unhaltbar. In Wahr-
heit war „der Einmarsch in Afghanis-
tan genauso rechtswidrig wie die Invasi-
on in den Irak“, wie Marjorie Cohn be-
merkt. Die UN-Charta verpflichtet ih-
re Mitgliedsstaaten dazu, ihre Diffe-
renzen mit friedlichen Mitteln beizule-
gen. Die beiden Beschlüsse des UN-Si-
cherheitsrats nach dem 11.9. ließen kei-
ne Gewaltanwendung Afghanistan ge-
genüber zu, das die USA nicht angegrif-
fen hatte. Cohn zufolge muss „die Not-
wendigkeit der Selbstverteidigung di-
rekt und unausweichlich sein, sodass 
keine anderen Optionen mehr möglich 
sind und kein Moment zum Nachden-
ken verbleibt. Dieses klassische Prinzip 
der Selbstverteidigung des Völkerrechts 
wurde vom Gericht der Nürnberger Pro-
zesse gegen Kriegsverbrechen und der 
Generalversammlung der  UN bestätigt. 
Als Obama die Truppenerhöhung in Af-
ghanistan bekanntgab, hat auch er die 
UN-Charta verletzt.“

Der wirkliche Grund für den Ein-
marsch hatte weder mit dem Taliban-
Regime noch mit Motiven der „Demo-
kratie“ und nicht einmal mit „Terroris-
mus“, sondern mit den geopolitischen 
Interessen und Absichten Washingtons 
zu tun. Die US-Elite war seit 1945 und 
besonders seit dem Ende der 70-er, den 
Jahren des sowjetischen Einmarschs in 
Afghanistan, J. Carters und Brzezinskis, 
davon überzeugt, dass die Vorherrschaft 
im Mittleren Osten den USA die führen-
de Position als Supermacht in der Welt 
sichern würde. Die wichtigsten anderen 
kapitalistischen Mächte, damals die EU 
und Japan, Bündnispartner, aber auch 
Konkurrenten der USA auf dem Welt-
markt, sind vom Erdölimport aus der 
Golfregion abhängig. Das Auftauchen 
anderer und neuer kapitalistischer Län-
der, hauptsächlich Chinas, im vergan-
genen Jahrzehnt, lässt die Auseinander-
setzung und die Notwendigkeit der US-
Aggression noch dringender erschei-
nen. Der Zusammenbruch der Sowje-
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tunion verschärfte die Entwicklungen, 
da die USA seitdem in der Lage waren, 
militärisch zu intervenieren. Darüber hi-
naus geriet auch Zentralasien, der frühe-
re Süden der UdSSR, mit ebenfalls rie-
sigen Vorräten an Erdöl und Erdgas, ins 
Visier Washingtons. Der Einmarsch und 
die fortgesetzte Besetzung Afghanistans 
sind daher auf dieselben Gründe zu-
rückzuführen, die 2003 zum imperialis-
tischen Angriff auf den Irak führten.    

Die amerikanische Einmischung 
hatte allerdings auch eine rein politi-
sche Dimension. Das Ziel bestand dar-
in, der Sowjetunion eine schwere Nie-
derlage zuzufügen, die schließlich sogar 
zu ihrem Zusammenbruch beitrug. Es 
ging um einen Versuch des US-Imperi-
alismus, seine nach dem Fiasko des Vi-
etnam-Kriegs erschütterte Machtpositi-
on neu zu festigen. Washington schreck-
te auch nicht davor zurück, „die Klasse 
der Mullahs und Großgrundbesitzer zu 
unterstützen, die seit Jahrhunderten jeg-
liche Sozialreform bekämpft hatte und 
mit allen Kräften bemüht war, die so-
ziale Entwicklung Afghanistans in die 
Steinzeit zurückzudrehen. Die Frauen 
und Mädchen wurden ihrer elementars-
ten Rechte beraubt und die fundamen-
talistische Intoleranz wurde Alltagsrea-
lität.“ (Ron Jacobs)   

Der neue Af-Pak-Krieg 

Am 27.3.2009 hatte Obama erklärt, 
„die Grenzregion Afghanistans mit Pa-
kistan“ sei „für das amerikanische Volk 
zur gefährlichsten Region der Welt ge-
worden:“ Obama erwies sich damit als 
entschlossener Kriegspräsident – wenn 
auch weitgehend ohne die entspre-
chende Rhetorik –, der seinen Vorgän-
ger in Bezug auf die Höhe der Militär-
ausgaben sogar noch übertrifft. Die 636 
Mrd. $ für die Verteidigung, die für den 
Staatshaushalt 2011 vorgesehen sind, 
haben den Kongress in wenigen Tagen 
und ohne nennenswerte Diskussion pas-
siert. Diese Zahl enthält nicht die Kos-
ten für das nukleare Waffenarsenal, den 
„Heimatschutz“, die Ausgaben für Ge-
heimdienste wie den CIA u.a. Es wird 
auch erwartet, dass Obama einen Er-
gänzungshaushalt in Höhe von 30-40 
Mrd. $ zur Finanzierung der Eskalati-
on des Krieges in Afghanistan beantra-
gen wird.  

Die Besatzungsmächte stützen sich 
auf den korrupten Präsidenten Karzai 
und auf die Zusammenarbeit mit 

Kriegsführern, Schlächtern und Verge-
waltigern verschiedener Milizen sowie 
mit Organisationen von Opiumhändlern 
und hoffen darauf, eine Einigung mit 
mehreren Taliban-Führern erzielen zu 
können. Die Zusammenarbeit, eine Art 
Kompromiss, zwischen diesen, der pa-
kistanischen Armee, die früher ihr wich-
tigster Schutzherr war, und Washington 
scheint die bedeutendste diplomatische 
Aktivität zur „Beilegung“ des endlo-
sen Afghanistan-Konflikts zu sein. Da-
rum wurde A. Abdullah, der tadschiki-
sche Präsidentschaftskandidat, in den 
kürzlich abgehaltenen Wahlen gezwun-
gen, auf den Versuch zu verzichten, ei-
nen zweiten Wahldurchgang durchfüh-
ren zu lassen. Gleichzeitig verschärften 
sich die Spannungen zwischen den ver-
schiedenen Nationalitäten des Landes, 
hauptsächlich den Paschtunen (55  %), 
Tadschiken (20 %), Usbeken (9 %) und 
Hazara (9 %). Die US-Besatzungsmacht 
könnte diese zunehmenden Spannungen 
dazu nutzen, den Krieg, der zu einem 
bestimmten Grad bewaffneter nationa-
ler Widerstand gegen die Besatzer ge-

worden ist, nach dem Vorbild des Irak 
in Richtung eines Bürgerkriegs zu len-
ken. Der Kampf gegen die Besatzung 
zielt unvermeidlicher Weise auf die Ein-
heit und Unabhängigkeit des Landes, 
die vollständige Gleichheit der Natio-
nalitäten und den Sturz der herrschen-
den Cliquen, die mit den Besatzern kol-
laborieren, ab. Im Dezember protestier-
ten und demonstrierten vorwiegend jun-
ge Menschen in verschiedenen Städ-
ten gegen die Schlächtereien der Besat-
zungsmächte. Unverzichtbarer Bestand-
teil des Kampfes ist die Beendigung der 
Unterdrückung der Frauen, die trotz 
der Propaganda der westlichen Medi-
en über ihre angebliche Befreiung nach 
dem Einmarsch von 2001 mit unvermin-
derter Schärfe anhält. Wie Malalai Joya, 
hervorragende Aktivistin des Revolutio-
nären Bundes der Frauen Afghanistans 
(RAWA) bemerkt, wird die afghanische 
„Gesellschaft nicht in der Lage sein, 
qualitative Schritte nach vorn zu unter-
nehmen, solange die Unterjochung der 
Frauen andauert.“ 

Der Af-Pak-Krieg ist die Fortset-
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zung der alten Zusammenstöße, die mit 
den neokolonialen Invasionen von 2001 
und 2003 begannen, stellt aber gleichzei-
tig den speziellen Fall dar, für den Oba-
ma verantwortlich ist. Ein Trio zuständi-
ger Kriegsherren, bestehend aus Robert 
Gates, Verteidigungsminister Bushs und 
nun Obamas, Oberkommandeur D. Pe-
traeus, der die US-Truppen des gesam-
ten Mittleren Ostens befehligt, und Mc-
Chrystal, früher CIA-Schlächter im Irak 
und jetzt Befehlshaber der US-Besat-
zungsmacht in Afghanistan, garantiert 
mit eiserner Entschlossenheit den Wil-
len der US-Elite, die Kriege und Besat-
zungen permanent fortzusetzen und aus-
zudehnen. Das Ziel ist und bleibt die Un-
terwerfung der Völker des Mittleren Os-
tens unter die imperialistische Vorherr-
schaft. Das Trio entwirft ständig Pläne 
für neue Kriege, zum Beispiel in Paki-
stan und im Jemen, neue Kriegsdrohun-
gen, vielleicht mit israelischer Unterstüt-
zung, wie im Fall des Irans, und die Ver-
längerung der Besatzungen wie im Irak. 
Es sorgt dafür, dass die US-Kriegsma-
schine unabhängig von den Kosten, den 
Folgen für die Länder des Mittleren Os-
tens und nun Südasiens unablässig in 
Bewegung bleibt. 

Was die militärischen Entwicklun-
gen des Af-Pak-Krieges betrifft, sind 
sich alle ernst zu nehmenden Beobach-
ter darin einig, dass die gegenwärtige 
Erhöhung der US-Truppen von 32 000 
im Januar 2009 auf 100 000 im Sommer 
2010 und dazu die Entsendung bewaff-
neter Streitkräfte (von Mördern) durch 
private „Sicherheitsfirmen“ wie Black-
water/Xe nicht zur Beendigung des 
Krieges ausreichen wird. Immer mehr 
Zielscheiben werden sich dem afgha-
nischen Widerstand bieten und die Zu-
sammenstöße werden zunehmend den 
Charakter eines nationalen Befreiungs-
krieges annehmen. Die Schwierigkei-
ten und Verluste der Besatzungsmäch-
te werden sich daher verschärfen. Die 
Situation in Afghanistan wird durch die 
tödliche Feindschaft zwischen Pakistan 
und Indien noch komplizierter. Indien 
hat immer die Nordallianz unterstützt. 

Die Ausweitung des Kriegs 
auf Pakistan

Der amerikanische Druck auf die Zarda-
ri-Führung, den „Krieg gegen den Ter-
rorismus“ zu intensivieren, führte bisher 
zu drei Feldzügen, in der Region Ba-
jaur (Aug. 08 – Feb. 09), in Swat (Apr. 

– Juni 09) und in Süd-Waziristan (seit 
Okt.09). Das Resultat war hauptsächlich 
die Vertreibung von drei Millionen Men-
schen, von denen eine Million heute un-
ter elendsten Bedingungen als Flücht-
linge lebt. Die Armee hat in der Vergan-
genheit fünf Mal in Belutschistan, der 
ärmsten Region des Landes, wo 88  % 
der Bevölkerung als „extrem arm“ gel-
ten, interveniert. Im Pandschab, der zen-
tralen Region des Landes, sind dagegen 
25 % derart arm. Der angebliche Terro-
rismus in Belutschistan ist in Wirklich-
keit ein nationaler Befreiungskampf, der 
zugleich auch auf soziale Emanzipation 
abzielt. Die Armee, die seit dem Beitritt 
zur SEATO 1954 mit den USA zusam-
menarbeitet und von ihnen weitgehend 
angeleitet wird, hat auf diese Weise wie-
der die Oberhand in der Ausübung der 
Staatsmacht gewonnen, während Zarda-
ris realer Einfluss eingeschränkt wor-
den ist. Die Interventionen des Militärs 
richten sich zu einem gewissen Grad ge-
gen die Taliban und andere Fundamen-
talisten in der Grenzregion, aber die af-
ghanischen, teilweise auch die pakista-
nischen Taliban (TTP) bleiben Verbün-
dete des Militärs und des pakistanischen 
Staats in der Auseinandersetzung mit 
Indien. 

Der Fundamentalismus stellt keine 
wirkliche Bedrohung des pakistanischen 
Staats dar, und die realen Probleme der 
überwältigenden Bevölkerungsmehrheit 
sind keinesfalls mit religiösen Begriffen 
zu erklären. Die wirtschaftliche Situati-
on kann nur als tragisch bezeichnet wer-
den, der Getreidepreis ist seit Mai 2007 
um 95% gestiegen und 85% der Bevöl-
kerung leben mit weniger als zwei Dollar 
pro Tag. 49% des Staatshaushalts wer-
den für die Abbezahlung der Auslands-
schulden aufgewendet, der IWF hat dem 
Land ein „Bailout“-(Soforthilfe)-Paket 
zur Verfügung gestellt, das ab 2011/12 
zurückbezahlt werden muss. Die Klas-
sengegensätze dominieren und die nati-
onale Frage, in der die säkularen Kräf-
te vorherrschend sind, ist in vielen Lan-
desteilen ungelöst. Die Propaganda der 
US-Führung der meisten Massenme-
dien erweckt den Eindruck, die Funda-
mentalisten könnten die Staatsmacht er-
obern und damit in den Besitz der paki-
stanischen Nuklearwaffen gelangen. Mit 
der Realität hat das nicht viel zu tun. Die 
USA üben Druck auf die pakistanische 
Führung aus, den Krieg gegen den „in-
neren Feind“ zu verschärfen und dro-
hen ihr gleichzeitig, die Dinge in die ei-

genen Hände zu nehmen und US-Trup-
pen zu entsenden.  In den letzten Jah-
ren gewährte Washington der pakista-
nischen Führung 15,4 Mrd. $ Hilfe, die 
zu 70 % dem Militär zugute kam. Der 
Bürgerkrieg, der dem Land von der US-
Führung aufgezwungen wurde, hat bis-
lang 35 Mrd. $ gekostet. Die pakistani-
schen Auslandsschulden sind in den Jah-
ren 2003–09 von 32,3 auf 57,4 Mrd. $ 
angewachsen.  

R. Gates war in den 80er Jahren un-
ter Reagan CIA-Verantwortlicher für 
die Aufrüstung und den Krieg der Ta-
liban gegen die Sowjetunion in Afgha-
nistan. Ende Januar besuchte er Pakis-
tan, um für einen weiteren Angriff des 
Militärs, diesmal auf Nord-Waziris-
tan, zu werben. Er wollte die Pakista-
ner, die über die zunehmenden Attacken 
mit Drohnen und die Geheimaktivitä-
ten und die Verbrechen der CIA und von 
BW/Xe empört sind,  aber auch beru-
higen. Die Führung der US-Armee gab 
letztes Jahr bekannt, dass mit der ihr ei-
genen Taktik, der sogenannten Auf-
standsbekämpfung (counterinsurgen-
cy – COIN), ein besserer Schutz der Zi-
vilbevölkerung gewährleistet sei. Tatsa-
che ist aber, dass die „Sondereinheiten“ 
unter der Führung des JSOC (Joint Spe-
cial Operations Command) Missionen 
außerhalb jeglicher Legalität ausführen 
und meistens, ohne dass die zuständigen 
Komitees des US-Parlaments und so-
gar die Armeeführung wissen, was die-
se Einheiten genau tun. Dieser „Schat-
tenkrieg“ wird immer schmutziger und  
mörderischer. 

Kein Frieden im Irak

Im Irak beträgt die Anzahl der statio-
nierten Besatzungstruppen immer noch 
über 100  000. Obama hat erklärt, alle 
Truppen würden bis Ende 2011 abge-
zogen, aber Gates hat zu verstehen ge-
geben, sie könnten noch länger im Land 
bleiben, falls die irakische Führung dies 
für wünschenswert hält. „Premierminis-
ter“ Al Maliki hat im vergangenen Jahr 
seine Stellung etwas festigen können, 
wird aber auch in Zukunft sicher auf die 
militärische Unterstützung der USA an-
gewiesen sein. Die Entwicklungen blei-
ben weiterhin am Brodeln, auch wenn 
die westlichen Medien sich dafür ent-
schieden haben, sie weitgehend zu ig-
norieren. Bagdad bleibt mit tausend Be-
tonmauern, Wachttürmen und tausend 
schwerbewaffneten Kontrollpunkten ei-
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ne Stadt im Belagerungszustand. Trotz-
dem werden täglich rund zehn Anschlä-
ge auf die Besatzungsmächte verübt. 
Der Widerstand bleibt generell leben-
dig und ungebrochen. Jedermann ist da-
von überzeugt, dass an den Anschlägen, 
bei denen weiterhin Dutzende von Men-
schen in die Luft gesprengt werden, die 
„Regierungs“parteien, ausländische Ge-
heimdienste, die Todesschwadronen (ei-
ne „Sondereinheit“ von 4500 Männern, 
die von den Amerikanern ausgebildet 
wurde) und die „Sicherheitsunterneh-
men“ beteiligt sind. Im Norden wird der 
Krieg um Mossul fortgesetzt. 

Der US-Imperialismus hat die Krie-
ge aufgrund geopolitischer Pläne gestar-
tet, deren Zweck einer absoluten neoko-
lonialen Kontrolle des gesamten Mittle-
ren Ostens gleichkommt. Seitdem sind 
Hunderttausende von Menschen, und 
allein im Irak wahrscheinlich mehr als 
eine Million, getötet worden. Die be-
setzten Länder sind verwüstet worden. 
Trotz der astronomischen Beträge, die 
verpulvert worden sind, ist die US-Su-
permacht von den Aufständen und dem 
Widerstand einiger schlecht ausgerüste-
ter Milizen und den Partisanen haupt-
sächlich von zwei Minderheiten, den 
irakischen Sunniten und den afghani-
schen Paschtunen, blamiert worden. 

Besonders enttäuschend sind die Re-
sultate für die US-Ölmultis, die große 
Hoffnungen in die Besetzung des Irak 
gesetzt hatten. Die Privatisierung der 
Erdölproduktion bleibt im Wesentlichen 
blockiert, und die Iraker bieten den inter-
nationalen Mineralölunternehmen bisher 
nur Dienstleistungsverträge an, die den-
noch bedeutende Gewinnaussichten er-
öffnen. Es sind aber in erster Linie asia-
tische Unternehmen, wie die chinesische 
CNPC und eine malaysische, aber nur ei-
ne US-Firma, EXXON, die es geschafft 
haben, derartige Verträge abzuschlie-
ßen. Die Asiaten haben für diesen Erfolg 
nicht einmal einen Dollar an Kriegskos-
ten ausgegeben. Die diesbezügliche ira-
kische Gesetzgebung bleibt aber labil. Im 
März sollen nationale Wahlen stattfinden 
und sowohl die Vorstände der staatlichen 
Erdölindustrie als auch die Gewerkschaf-
ten leisten gegen jede Art von Verträgen 
mit ausländischen Firmen entschlosse-
nen Widerstand. 

Krieg als Selbstzweck?

Der endlose „Krieg gegen den Terro-
rismus“ brachte der US-Supermacht 

schließlich nicht die erwünschten Er-
gebnisse, sondern führte zu einer Ver-
schlechterung ihrer Stellung in der Welt. 
Nach 2001 haben andere kapitalistische 
Mächte, besonders China, Indien, Bra-
silien und sogar Russland in Zentralasi-
en, Boden gewinnen können. Die Kri-
se des US-Kapitalismus hat dramatische 
Ausmaße angenommen und die offene 
und schwere Krise des Weltkapitalis-
mus ausgelöst. 

Obama hat sich dafür entschieden, 
ein weiterer Kriegspräsident zu sein. Er 
führt die Besetzung des Iraks fort, es-
kaliert auf gefährliche und ausweglo-
se Weise den Af-Pak-Krieg, beginnt 
einen weiteren Krieg im Jemen, inten-
siviert die Kriegshandlungen in Soma-
lia sowie den „Drogenkrieg“ in Ko-
lumbien. Gates und Petraeus planen 
noch mehr Kriege und ihre Eskalati-
on. Afghanistan hat sich in ein Expe-
rimentierfeld zur Vorbereitung künfti-
ger US-Kriege verwandelt. Der Krieg 
gräbt sich immer tiefer ein, ohne ei-
ne Aussicht auf „Sieg“ oder auch nur 
eine Aussicht auf die Verwirklichung 
besonderer strategischer und poli-
tischer Ziele zu bieten. Je mehr die 
Zeit vergeht, umso ähnlicher wird der 
Krieg einer Maschine, die von selbst 
immer weiterläuft und nicht abzustel-
len ist. Vor dem Hintergrund der ge-
waltigen ökonomischen und sozialen 
Probleme in den USA selbst wird der 
langjährige Krieg nicht mit dem Sieg 
der Supermacht, sondern mit totaler 
Ermüdung und Insolvenz enden. Es ist 
wahrscheinlich, dass der Krieg im Sinn 
der geopolitischen Ziele, derentwegen 
er –formell – 2001 begonnen hat, be-
reits verloren ist. Dennoch verfügt der 
US-Imperialismus weiterhin über sei-
ne historisch beispiellose Kriegsma-
schine und zeigt sich entschlossen, 
sie bis zum Letzten zur Aufrechterhal-
tung seiner Weltherrschaft zu verwen-
den. Nur die antiimperialistischen Be-
wegungen in den vom Krieg betroffe-
nen Ländern sowie die Arbeiter- und 
Antikriegsbewegung in den USA und 
auf der ganzen Welt werden in der La-
ge sein, sie zu stoppen.  

Quelle: Der Artikel ist eine Übersetzung aus 
der griechischen Zeitschrift Spartakos, Feb. 
2010 
Die Daten und Informationen dieses Artikels 
stammen größtenteils aus verschiedenen Ar-
tikeln des amerikanischen ZNet, Dez. 2009 
und Jan. 2010)
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Wahlfälschung bei den Präsident­
schaftswahlen
Die vorgezogenen Präsidentschafts-
wahlen nach der blutigen Zerschla-
gung der tamilischen Befreiungsbewe-
gung endeten mit einem zweifelhaften 
Ergebnis. Die beiden Kandidaten aus 
dem singhalesisch-nationalistischen La-
ger erhielten offiziell 98,03 % der abge-
gebenen Stimmen, während die Enthal-
tungen oder ungültigen Stimmen angeb-
lich bei nur 25,5 % lagen. Nach amtli-
cher Auszählung entfielen 57,88 % auf 
den amtierenden Präsidenten Mahinda 
Rajapakse, der die militärischen Ope-
rationen gegen die Tamilen geleitet und 
die vorgezogenen Wahlen herbeige-
führt hatte. General Sarath Fonseka, der 
gleichfalls die antitamilischen Ressen-
timents bediente, erzielte 40,15 %. Die 
Kandidaten, die für ein Zusammenle-
ben von Singhalesen und Tamilen in ei-
ner Gesellschaft und gegen Chauvinis-
mus eingetreten waren – M. K. Shiva-
jilingam als unabhängiger tamilischer 
Kandidat und Vickrambahu Karunarat-
ne von der Linksfront und Generalse-
kretär der srilankischen Sektion der IV. 
Internationale NSSP – erhielten offiziell 
nur 9662 (0,09 %) bzw. 7055 (0,07 %) 

Wählerstimmen. Nach Bekanntgabe des 
Endergebnisses sprachen beide Kandi-
daten auf einer Pressekonferenz in Co-
lombo am 31. Januar von Wahlfälschun-
gen.

V. Karunaratne wertete das Resul-
tat als einmaligen Akt der Manipula-
tion in der Geschichte des Landes, die 
die Welt glauben machen soll, dass die 
singhalesischen Wähler alle Rassisten 
und jeder nationalen Versöhnung ab-
hold und die Tamilen wiederum zu kei-
ner Zusammenarbeit mit den Singhale-
sen bereit seien. Seiner Meinung nach 
sind die Verschiebungen bei den Wahlen 
nicht auf natürlichem Weg entstanden 
sondern Ergebnis einer „offenkundigen 
Verschwörung“ sowie „heimlicher Ma-
chenschaften“, namentlich gegen die 
Tamilen im Nordosten. „Diese Machen-
schaften sind von Regierungsseite aus-
geheckt worden und haben zur Manipu-
lation der Wahlergebnisse geführt, wäh-
rend die offenkundige Verschwörung 
auf die schamlose Einschüchterung der 
tamilischen Bevölkerung abzielte.“

Der zweite tamilische Präsident-
schaftskandidat Shivajilingam sag-

te auf derselben Pressekonferenz, dass 
die Bombardements des Nordostens 
und die Filmaufzeichnung der Wähler 
die Bevölkerung davon abgehalten ha-
be, sich an die Urnen zu begeben. Nur 
eine geringe Zahl der Binnenvertriebe-
nen, die offiziell zur Wahlteilnahme zu-
gelassen worden waren, hätte die Wahl-
lokale mangels Transportgelegenheiten 
erreichen können.

Er unterstrich, dass die offiziellen 
Wahlergebnisse für beide tamilischen 
Kandidaten in keiner Weise die Zustim-
mung widerspiegelten, die ihnen im 
Laufe der Wahlkampagne entgegen ge-
bracht worden sei. „Die singhalesische 
und die tamilische Bevölkerung haben 
ihre Bereitschaft, gemeinsam auf ei-
ne Lösung der Probleme hinzuarbeiten, 
klar zum Ausdruck gebracht“, meinte er 
und fügte hinzu, dass andere Kandida-
ten, die gar keinen Wahlkampf betrie-
ben hätten, offiziell mehr Stimmen er-
halten hätten.

V. Karunaratne erklärte, dass die 
Regierung durch die Vorspiegelung ei-
nes verkehrten Bildes der Wählerschaft 
glauben machen wolle, dass in Sri Lan-
ka kein Raum für freiheitliche und de-
mokratische Werte vorhanden sei. „Dar-
in liegt das größte Verbrechen gegen das 
eigene Land“, schloss er. Shivajilingam 
forderte, dass dem Präsidenten gericht-
lich verboten werden solle, das Parla-
ment aufzulösen und vorgezogene Par-
lamentswahlen auszurufen, solange die 
Ergebnisse der Präsidentschaftswah-
len nicht revidiert würden. „Es kommt 
nicht infrage, an Wahlen teilzunehmen, 
solange keine Garantie für eine ehrli-
che Handhabung vorhanden ist.“ Beide 
Kandidaten kündigten an, an allen Pro-
testaktionen gegen diese Verschwörung, 
die das Volk ihrer Wahlrechte faktisch 
beraube, teilnehmen zu wollen.

Quelle: Nachrichten von der Arbeiterbewe-
gung und der Internationale, Inprecor 558/559.

Übersetzung: MiWeVickrambahu Karunaratne
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Im Mai vergangenen Jahres gelang es 
der srilankischen Regierung, dem na-
tionalen Befreiungskampf des tamili-
schen Volkes eine vernichtende Nie-
derlage beizubringen. Diese Niederla-
ge als Folge des „Antiterrorkriegs“ war 
die umfassendste, die eine nationale Be-
freiungsbewegung seit langer Zeit erlebt 
hat, und sie betrifft nicht nur das tamili-
sche Volk, sondern alle linken und fort-
schrittlichen Kräfte auf Sri Lanka.

In den letzten beiden Kriegsmona-
ten führte die Armee schonungslose 
Artillerie- und Luftangriffe durch und 
tötete dabei 40 000 ZivilistInnen, dar-
unter viele Frauen und Kinder.

Mahinda Rajpaksa, der im Januar 
wiedergewählte Präsident, ist an kei-
ner Lösung der nationalen Frage inte-
ressiert, wofür das tamilische Volk seit 
Jahrzehnten kämpft.

Nach dem Krieg wurden etwa 
300 000 ZivilistInnen gezwungen, aus 
dem Kriegsgebiet zu fliehen, und in In-
ternierungslager hinter Stacheldraht 
gepfercht. Diesen als „internally dis-
placed persons“ (Binnenvertriebene) 
stigmatisierten Menschen ist zwar seit 
Dezember die Rückkehr in ihre Hei-
mat genehmigt worden, aber die Re-
gierung stellt keinerlei Mittel zur An-
siedlung bereit. Die Menschen warten 
weiterhin auf finanzielle Unterstützung 
und auf Nahrungsmittel sowie medizi-
nische und sanitäre Hilfe. Bis heute be-
finden sich immer noch 100 000 Zivi-
listInnen in den Lagern.

Daneben bedient sich die Regie-
rung offener und brutaler Unterdrü-
ckungsmaßnahmen, um die Opposition 
und Medien im Lande mundtot zu ma-
chen. Zwölftausend politische Gefan-
gene, zumeist TamilInnen, sind – mit-
unter seit Jahren – ohne richterliche 
Anordnung hinter Gittern. In den ver-
gangenen 3 Jahren wurden mindestens 
20 JournalistInnen getötet.

Die Tamilenfrage bedarf endlich ei-
ner ernsthaften politischen Regelung 
seitens der Regierung. Der erste Schritt 
auf diesem Wege wäre eine Überein-
kunft über die Teilung der Machtbe-
fugnisse.

Daher fordern wir, dass
alle politischen Gefangenen bedin-•	
gungslos freigelassen werden,

die srilankische Regierung die Unter-•	
drückung der Pressefreiheit beendet
und den Binnenvertriebenen feste •	
Wohnstätten in ihrer Heimat und ei-
ne sichere Existenz garantiert.

Unseren GenossInnen von der Nava 
Sama Samaja Party (NSSP) sprechen 

Resolution des 16. Weltkongresses der IV. Internationale

Resolution zu Angriffen auf Trans­
gendered/Intersexed
Wie es in dem Dokument „Die Frauen 
und die Zivilisationskrise“1 heißt, ist 
die zunehmende generelle Gewalt wie 
auch die Gewalt gegen die besonders 
Unterdrückten ein zwangsläufiger Be-
standteil des Spätkapitalismus und ganz 
besonders seiner aktuellen Systemkri-
se. Die IV. Internationale und ihre Sek-
tionen werden als Teil ihrer allgemei-
nen Propagandaarbeit klar machen, dass 
es erforderlich ist, dagegen anzugehen, 
dass die Unterdrückten zu Sündenbö-
cken der Krise gemacht werden.

In der Resolution des Weltkongresses 
von 2003 zur Lesben- und Schwulenbe-
freiung ist ausgeführt worden: „Tausen-
de Transgender, die nicht in der Lage 
oder nicht willens sind, sich in gesell-
schaftlich anerkannte Familien einzu-
fügen, und die außerstande oder nicht 
bereit sind, als ,saubere Männer‘ oder 
,saubere Frauen‘ zu leben, (…) werden 
von allgemeiner Verachtung und sogar 
tätlicher Gewalt getroffen.“2 Eine neu-
ere Untersuchung hat den Umfang die-
ser Gewalt gegen Trans- und Intersex-
Menschen offenbart, was als ein umfas-
sender Angriff zu werten ist. Das „Trans 
Murder Monitoring Project“3 berichtet 

1	 Auf Deutsch in Inprekorr, Nr. 458/459, Januar/
Februar 2010.

2	 Am einfachsten zugänglich: „On Lesbian/Gay 
Liberation“, http://internationalviewpoint.org/
spip.php?article177

3	 Im April 2009 startete die internationale Nicht-
regierungsorganisation „Transgender Euro-
pe“ (TGEU) in Zusammenarbeit mit der mehr-
sprachigen, wissenschaftlichen Online-Zeit-
schrift „Liminalis – Zeitschrift für geschlecht-
liche Emanzipation und Widerstand“ ein neues 
Forschungsprojekt, das die Beobachtung, Erfas-
sung und Analyse von Berichten über Morde an 
Trans-Personen in einem weltweiten Rahmen 

über mehr als 200 Morde an Trans-Per-
sonen im Jahr 2008 und genauso viele 
allein im ersten Halbjahr 2009 in Nord-
amerika, Lateinamerika, Europa, Afrika, 
Asien und Ozeanien. Die Vierte Interna-
tionale und ihre Sektionen unterstützen 
Kampagnen, die sich gegen diese barba-
rische Gewalt wenden, und treten dafür 
ein, dass diese Fragen in breiteren Par-
teien, Gewerkschaften und fortschritt-
lichen Bewegungen aufgegriffen wer-
den. Gleichzeitig werden wir versuchen, 
enger mit Trans- und LGBT-Organisa-
tionen zusammenzuarbeiten und Aktivi-
stInnen dieser Organisationen dafür zu 
gewinnen, dass sie gegen das kapitali-
stische System insgesamt kämpfen.

Wir werden weiterhin, wie schon in 
der Resolution von 2003 zum Ausdruck 
gebracht, „Kampagnen unterstützen, die 
sich gegen psychiatrische Definitionen 
der Homosexualität und des Transgen-
derismus als Krankheiten wenden“ und 
wir werden auch die aktuelle Kampagne 
unterstützen, die von dem „International 
Trans Depathologization Network“ [In-
ternationales Netzwerk für eine Entpa-
thologisierung von Trans] initiiert wur-
de und die zum Ziel hat, dass der Be-
griff „gender identity disorders“ [Ge-
schlechtsidentitätsstörung] aus den in-
ternationalen Diagnose-Katalogen ge-
strichen wird.

Aus dem Englischen übersetzt von Da-
niel Berger; die Anmerkungen wurden 
von dem Übersetzer bzw. der Redaktion 
hinzugefügt.

Quelle: http://www.internationalviewpoint.org/
spip.php?article1848

zum Gegenstand hat (http://www.liminalis.de/).

wir unsere Anerkennung für ihre mu-
tige Haltung gegenüber der Repressi-
on des singhalesischen Staates aus. Zu-
gleich bedauern wir, dass Teile der Lin-
ken außerstande waren, diesen Kampf 
stärker zu unterstützen.

Übersetzung: MiWe

Resolution des 16. Weltkongresses der IV. Internationale

Zur Lage in Sri Lanka
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Der entfesselte Barbar
„Progressismus“ à la Mujica

Es geschah im exklusiven Küsten-
ort Punta del Este (Provinz Maldona-
do), dort, wohin die Mehrheit der Uru-
guayerInnen in den Sommermonaten 
kommt, um ein wenig Geld unter pre-
kären Arbeitsbedingungen zu verdie-
nen. Sie putzen fremden Dreck weg 
oder bieten ihre Dienste den Reichen 
und Berühmten an.

Bereits Wochen zuvor begann die 
soziale Säuberung der Stadt, damit 
das Geschäft der Tourismuskonzerne 
nicht gestört wird und – noch wichti-
ger – damit das sichere Image des Lan-
des bestehen bleibt, das José Mujica 
vor einer ausgewählten Zuhörerschaft 
lokaler und internationaler Kapitalbe-
sitzerInnen öffentlich zur Schau stell-
te. Die Folge war die polizeiliche Aus-
schaffung von Dutzenden Notleiden-
den, die sich in „unserem wichtigs-
ten Badeort“ niedergelassen hatten. 
Ihr Verbrechen: „exzessives Betteln“. 
Also nicht nur schuldig, weil sie arm 
sind, sondern besonders weil sie ihre 
traurigen Lebensbedingungen „miss-
brauchen“.

Gegen Mittag des 10. Februar be-
gann das Spektakel, begleitet von der 
intensiven Präsenz der großen Medi-
enkonzerne. Schauplatz war das luxu-
riöse Hotel Conrad der Hilton-Kette. 
Dort trafen sich 1480 argentinische, 
brasilianische, venezolanische, nord-
amerikanische, europäische und uru-
guayische UnternehmerInnen sowie 
rund 100 JournalistInnen. Als Beweis 
des „nationalen Konsens“ waren auch 
die FührerInnen der Opposition an-
wesend, darunter so wichtige Persön-
lichkeiten wie die Ex-Präsidenten Ju-
lio M. Sanguinetti und Luis A. Lacal-
le. Selbstverständlich nahmen auch 
die wichtigen Köpfe des Sekretariats 
des PIT-CNT (Castillo, Reed, Castel-
lano) teil, um erneut das Versprechen 

der Regierungsgewerkschaft zu einer 
Politik der Klassenzusammenarbeit 
mit dem „Progressismus“ zu bestäti-
gen.

Die argentinisch-uruguayische 
Handelskammer, die Vereinigung 
der ExporteurInnen und die Bauwirt-
schaftskammer hatten zu diesem Tref-
fen eingeladen. Mensch erfreute sich 
an exzellentem Schinken, Lenden-Fi-
let, Schokoladendessert, Wein und 
Champagner. Der Unkostenbeitrag 
pro Person lag bei knapp 100 US-Dol-
lar. Natürlich wurde nicht nur luxuriös 
getafelt, nicht dass ein falsches Bild 
entsteht, es gab auch eine lobenswerte 
und menschenfreundliche Geste: die 
Einnahmen (abzüglich der Kosten für 
die Bediensteten von Conrad) wurden 
den öffentlichen Krankenhäusern von 
Maldonado gespendet.

Der einflussreiche Juan Carlos Ló-
pez Mena, Eigentümer von Buquebus 
und Initiator der Veranstaltung, versi-
cherte dem Radiosender En Perspecti-
va (Sendung vom 09.02.10), dass mit 
dem Essen beabsichtigt war, „Zwei-
fel auszuräumen“ und ein geschäfts-
freundliches Klima zu schaffen: „Ich 
glaube, dass die neugewählte Regie-
rung noch weitergehende Vertrauenssi-
gnale geben wird und wir noch weite-
re und bezüglich der Investitionsmög-
lichkeiten sehr gute Überraschungen 
zu erwarten haben.“ Zum Teil hat er 
dies richtig vorhergesehen, aber auch 
wenn es keine Überraschungen gab – 
bedenkt mensch die deutliche Zustim-
mung Mujicas zum Kapitalismus –, 
hat die Konferenz mit dem umfangrei-
chen Namen „Die Rolle der Unterneh-
merInnen im nationalen Projekt der 
Entwicklung wie der Verringerung der 
Armut“ eine erfolgreiche Tagung ge-
habt. Selbstverständlich für die Kapi-
talistInnen und ihre Gewinne.

Keine Enteignungen und 
keine höheren Kapitalsteu-
ern

Der zukünftige Präsident1  enttäuscht 
seine Tischgäste nicht. Im Gegenteil, 
mit seinem Angebot politisch-institu-
tioneller Stabilität, ökonomischer Pla-
nungssicherheit, der Anerkennung der 
Regeln des Marktes und einem guten 
Investitionsklima „bezauberte er die 
UnternehmerInnen“ (La Nación, Bu-
enos Aires, 11.02.10). Er versprach ih-
nen die Sicherheit ihres Kapitals und 
dass es weder Enteignungen noch ho-
he Investitionssteuern geben werde. 
Im Gegenteil: Er stellt weitere Steuer-
befreiungen und Anreize für Neugrün-
dungen in Aussicht.

Der ehemalige Tupamaro-Kämpfer 
gibt sich mittlerweile als Mensch des 
Staates, und überzeugt dabei. So wie 
viele ihn mit Lula vergleichen, haben 
wir hier wohl einen weiteren Konverti-
ten zur Marktreligion. Mujica hebt gern 
die Ruhe hervor, die im Land herrsche, 
so dass jedeR bis zu den MinisterInnen 
ohne Leibwächter durch die Straßen 
gehen könne. Er hob hervor, dass das 
Land große soziale Probleme habe und 
daher dringend Investitionen brauche.

„Wir brauchen ein Klima, das In-
vestitionen begünstigt. In der Ge-
schichte des Landes wurden hier Feh-
ler gemacht, so dass das Kapital lieber 
das Land verließ oder bei Banken ge-
parkt wurde, aber nicht vor Ort inves-
tiert wurde. Heute muss die Nation im 
Vordergrund stehen. Ihr könnt hier in-
vestieren ohne Angst vor Enteignun-
gen oder vor einer Verdopplung der 
Steuerlast.“ Dies betonte er ausdrück-
lich. „Wir brauchen Firmen, die florie-
ren und Reichtum produzieren“. Wenn 
wir diese nicht haben, bleiben wir al-
lein mit unseren Träumen und Utopi-
en. Einstimmige Zustimmung in Par-
kett und Loge.

Er erinnerte daran, für diejenigen, 
die es nicht mehr wussten, dass je mehr 

1	 Der Amtsantritt war am 1. März.

Das Angebot politisch-institutioneller Stabilität, einer vorherseh­
baren Wirtschaftspolitik, der Einhaltung der Spielregeln des Marktes 
und eines guten Investitionsklimas bezaubert die UnternehmerInnen

Ernesto Herrera
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die privaten Investitionen zunehmen, 
desto mehr auch die Wirtschaft wächst, 
und desto mehr wachsen die Einnah-
men, die für große soziale Investitio-
nen gebraucht werden. Aber wenn die 
Einnahmen steigen sollen, indem die 
Steuern für den vorhandenen Reichtum 
erhöht werden, dann würde mensch 
die Henne töten, die goldene Eier legt. 
Er erklärte, dass es Dinge gibt die der 
Staat erledigen muss, und Dinge die 
durch private Initiative geschehen müs-
sen. Als Beispiel führte er an, dass der 
Staat die Straßen bauen und dafür Maut 
nehmen müsse, und dann werden die 
Eisenbahnen erscheinen … durch pri-
vate Kapitalien finanziert. Es ist, als 
würde mensch dem Präsidenten Taba-
ré Vázquez und seiner politischen Idee 
zuhören: „mehr Markt und ein besserer 
Staat“ – ein perfekter Schwindel!

Mujica wurde von seinem gewählten 
Vizepräsidenten, Danilo Atori, begleitet, 
einem wahren Urgestein der Wirtschafts-
politik der bisherigen Regierung. Er wie-
derholte Altbekanntes: dass die zweite 
Amtszeit der Frente Amplio einen Aus-
gleich zwischen Kontinuität und Wandel 
suchen wird, dass die Wirtschaftspolitik 
zunehmend offener dem Weltmarkt ge-
genüber sein wird, dass die Steueranrei-
ze für privates Kapital erweitert werden 
und dass bei den Bedingungen des Ar-
beitsmarktes der Weg verstärkt began-
gen wird, der eine ausgeglichene Struk-
tur bezüglich der Arbeitsbeziehungen 
schafft, die nicht von der Annahme der 
Konflikthaftigkeit, sondern der Zielset-
zung der Gerechtigkeit, des Vertrauens, 
der Partnerschaft, der Stabilität … aus-
geht – neue ausgeglichene Beziehungen 
auf dem Arbeitsmarkt mit positiver Per-
spektive im Bewusstsein, dass es in ei-
nem Land keine ökonomische und so-
ziale Stabilität geben kann, „wenn wir 
eben diese Stabilität nicht auf dem Ar-
beitsmarkt bewahren.“

Kurz gesagt: den sozialen Frieden 
sichern durch die Harmonie zwischen 
Arbeitgeberverbänden und sozialpart-
nerschaftlich orientierten Gewerkschaf-
ten. So wie bisher.

Was alle Unterneh-
merInnen gern hören

Am Ende der Diskussionen und nach ei-
nem guten Essen stimmten alle in die 
Lobreden mit ein: Uruguay hält Kurs 
bezüglich Vertrauen, rechtlicher Sicher-
heit und Transparenz. Die Freude der 

UnternehmerInnen war riesig!
Für den Chef von Petrobras Uru-

guay, Irani Varela, waren die Erläute-
rungen des gewählten Präsidenten das, 
„was jedeR UnternehmerIn hören woll-
te“. „Eine zeitgemäße Ausführung, be-
sonnen und zukunftsorientiert“ und be-
rücksichtigend, „dass die Unternehme-
rInnen der zentrale Motor für das Land 
sind“ (El País, Montevideo, 11.02.10). 
Der Unternehmer Carlos Ávila (Medien-
mogul und Besitzer des TV-Kanals Tor-
neos y Competencias) ging noch wei-
ter: die Erklärungen von Mujica „waren 
ein Gedicht“ (La Nación, Buenos Aires, 
11.02.10). Eduardo Eurnekian, Eigentü-
mer der Flughäfen Argentiniens und Li-
zenzinhaber des Internationalen Flug-
hafens Montevideos bezeichnete Mu-
jica als „genial“. „Es war wirklich ei-
ne vielversprechende Rede … es wur-
de deutlich, dass sie die Regeln respek-
tieren und dass die Türen für InvestorIn-
nen offen bleiben“ (El País, Montevi-
deo, 11.02.10). Außerdem pries der Vor-
sitzende der Industrieunion Argentini-
ens, Héctor Méndez, die Rede Mujicas 
und sagte: „Falls wir in Argentinien die 
Hoffnungen verlieren sollten, könnten 
wir nach Uruguay kommen und dort le-
ben“ (Clarín, Buenos Aires, 11.02.10)

Alexander Vik, einer der laut Forbes 
und Fortune 150 reichsten Menschen 
der Welt, beurteilte das Treffen als „sehr 
gut“: „Die Beiträge sowohl von Astori 
als auch von Mujica gefielen mir sehr 
gut, weil sie eine Philosophie der Öff-
nung zur Welt vertreten, indem sie alles 
auf die Arbeit und das Leben, Riskieren 
und Erzeugen von Reichtum für alle zu-

rückführen, … dies ist der richtige Weg 
für die Zukunft und berücksichtigt auch 
die Armen, indem es auf ein freies und 
reiches Land setzt“ (El País, Montevi-
deo, 11.02.10)

Wenn dieses Klima des Jubels die 
UnternehmerInnen beeindruckte, so 
ging es den FunktionärInnen des „Pro-
gresismo“, die ihre Konvertierung zur 
kapitalistischen Ordnung belohnt sa-
hen, nicht viel anders. So z. B. für In-
dustrieminister Raúl Sendic (Sohn von 
Raúl “Bebe” Sendic, legendärer und 
nicht korrumpierbarer Kämpfer und 
Gründer der Befreiungsbewegung der 
Tupamaros): „Bislang gab es das noch 
nie, dass eine neu gewählte Regierung 
eine so deutliche Einladung an die Un-
ternehmerschaft und die Investitions-
bereitschaft gab wie diese“, und ge-
nauso wenig gab es „eine so deutliche 
Antwort der InvestorInnen und Unter-
nehmerInnen, die Vertrauen in die neue 
Regierung zeigen und Schlange stehen 
wie am Eingang zum Centenario-Stadi-
um von Montevideo“. Der Präsident der 
Staatsbank, Fernando Calloia (Vertrau-
ter von Astori) hob hervor, dass den Un-
ternehmerInnen signalisiert wurde, dass 
„es keine enteignenden Steuern auf Ge-
winne geben werde und das Klima der 
Investitionsanreize beibehalten werde“ 
(El País, Montevideo, 11.02.10).

Keine Reaktionen der Lin-
ken

Die poltische und soziokulturelle Do-
minanz des „Progresismo“ wirkt ersti-
ckend. Auch wenn die zweite Amtspe-

Ernesto Herrera
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riode der Frente Amplio weniger Er-
wartungen auf einen Wechsel erzeugt, 
als dies beim Amtsantritt von Tabaré 
Vázquez 2005 der Fall war, so ist zu-
gleich aber auch das Gefühl der Resi-
gnation größer. Das Akzeptieren des 
kleineren Übels als einziger Alternative 
erzeugt eine Situation der Demobilisie-
rung und Apathie. Die sozialen Kämpfe 
sind unbedeutend und beschränken sich 
darauf, Verhandlungssituationen zu er-
zeugen, zumeist beschränkt auf Lohner-
höhungen. Nie geht es um Fragen, die 
die Macht des Kapitals oder die Wirt-
schaftspolitik der Regierung in Frage 
stellen.

Dem „Progresismo“ ist es gelungen 
die sozialen Bewegungen durch spärli-
che Zugeständnisse und strikte soziale 
Disziplin, die durch die Direktiven der 
Gewerkschaftsführungen und der Partei-
en der Frente Amplio gesichert werden, 
zu neutralisieren. Politisch wie auch ma-
teriell sind viele AktivistInnen der Tu-
pamaros, KommunistInnen, SozialistIn-
nen, TrotzkistInnen sowie Unabhängige 
und Wirtschaftslinke politisch integriert 
worden. Die meisten von ihnen sind nun 
FunktionärInnen des Staatsapparats, des 
Parlaments, der kommunalen Regierun-
gen, kooperierender NGOs, der Gewerk-
schaftsbürokratie oder gut bezahlter Be-
ratungseinrichtungen. Letztendlich die-
nen sie als kleine Steinchen eines ge-
sellschaftlichen Konstrukts, das die Auf-
rechterhaltung der kapitalistischen Ord-
nung sichert. Sie sprechen schon längst 
nicht mehr von einer kritisch zu beglei-
tenden Regierung. Nicht einmal im Sin-
ne ihrer antiimperialistischen Traditio-
nen gibt es auch nur die kleinste Reak-
tion. Der designierte Verteidigungsmi-
nister, Luis Rosadilla (führende Person 
der MLN-Tupamaros), kann, ohne dass 
aus der Regierungspartei auch nur eine 
Stimme des Protests gewagt wird, vor-
schlagen, mehr Besatzungstruppen nach 
Haiti zu schicken, oder behaupten, dass 
die USA eine positive Rolle spielen, in-
dem sie die Kontrolle über den Flugha-
fen von Port-au-Prince übernehmen (da 
sie so „die Nabelschnur Haitis mit der 
Welt“ wiederherstellen würden). Eine 
Schande ist dies! Diese Kapitulation von 
tausenden von Führungskräften und Ak-
tivistInnen der Linken zeigt alle Anzei-
chen einer politischen Niederlage – eine 
strategische Niederlage der radikal-de-
mokratischen, volksorientierten, antiim-
perialistischen, revolutionären Perspek-
tive, die aus den sozialen und politischen 

Kämpfe der 60er Jahre entstanden war.
Eine Niederlage, die auch die Kräfte 

der antikapitalistischen Linken betrifft, 
die außerhalb der Frente Amplio stehen 
und sich nicht an das herrschende bür-
gerliche Regime angepasst haben. Ihre 
Schwäche und Zersplitterung gründet 
sich nicht nur auf „fehlende Perspek-
tiven“, „Sektierertum“ oder „ideologi-
scher Orientierungslosigkeit“, es kom-
men weitere Faktoren hinzu: Generati-
onswechsel, Theorie und Programma-
tik, und letztendlich die Beziehung zu 
den extrem benachteiligten Gruppen 
der Bevölkerung. Dieses Problem ver-
schärfte sich seit der Krise 2002/03, als 
der „Progresismo“ anfing, seine Politik 
der „Treue zu den Institutionen“ in der 
Linken und ihren sozialen Bewegungen 
durchzusetzen und dadurch dem kapita-
listischen Staat die Möglichkeit gab sei-
ne Agonie zu überwinden. Zu diesem 
Zeitpunkt als die herrschenden Klas-
sen erkannten, dass die Tage ihre Re-
gierung (geleitet durch Jorge Batlle) ge-
zählt waren, bleib die antikapitalistische 
Linke im Zustand einer unentschlosse-
nen Handlungsstrategie. Das herrschen-
de Regime fand wieder eine Perspekti-
ve - diese Mal ohne massive Repression 
dank der ausgestreckten Hand der Füh-
rung der Frente Amplio. Ein ungewöhn-
licher Fall der Krisenlösung, wenn wir 
die geopolitische Landschaft dieser Zeit 
anschauen, die geprägt war durch Volks-
aufstände in Argentinien, Bolivien und 
Ecuador. 

Die Machtbeziehungen zwischen 
Arbeit und Kapital bleiben konflikt-
trächtig. Wie in der gesamten Geschich-
te. Die ArbeiterInnen – das Proletariat 
in der Bedeutung, die Marx ihm zuge-
schrieben hat – werden weiter kämpfen 
und weiter Widerstand leisten. Das sind 
Allgemeinplätze, genauso wie die Fest-
stellung, dass es Siege und Niederlagen 
geben wird, Fortschritte und Rückschrit-
te. Ungeachtet dessen wird der „natur-
gegebene“ Verlauf der Klassenkämp-
fe weder die Beständigkeit der Kamp-
ferfahrungen noch die Weiterentwick-
lung in Richtung auf eine revolutionä-
re und sozialistische Perspektive garan-
tieren. Also ist es, wie schon oft bis zur 
Ermüdung gesagt, zwingend nötig, sich 
für eine gemeinsame Perspektive zu en-
gagieren. Eine Perspektive, die zum ei-
nen die kleinen Kerne der Selbstorgani-
sation (zwei neue heute, drei gescheiter-
te morgen) beiseite lässt und zugleich 
systematisch – ausgehend von einer 

wirklichen sozialen Einbeziehung – auf 
die Fragen antwortet, die, wenn auch in 
unorganisierter und widersprüchlicher 
Art und Weise, aus den am meisten aus-
gebeuteten Schichten kommen. Auch 
wenn diese Schichten sich immer noch 
Illusionen bezüglich des „Progresismo“ 
machen. Dies erfordert vielmehr, unsere 
poltische Praxis kritisch neu zu durch-
denken.

Die Legitimität dieser Regierung ist 
nicht zu leugnen. Niemand mit einem 
Sinn für die Realität kann sie in Frage 
stellen. Dennoch lässt sich mit Recht 
sagen, dass diese Legitimität sich auch 
dem Fehlen einer linken Alternative ver-
dankt, oder anders gesagt: dem Fehlen 
einer Reaktion der antikapitalistischen 
Linken. Dies wirkt sich bis in die Fra-
gen aus, die die Kapitalakkumulation 
und das poltische Bewusstsein betref-
fen, und reicht bis zur fast nicht vorhan-
denen Reaktion auf die Tragödie in Ha-
iti. Nicht nur, was materielle Hilfe, son-
dern auch was die politische Solidarität 
und die antiimperialistische Anklage be-
trifft.

Die Herausforderung heute besteht 
darin, die zerstreuten Kräfte, die den po-
litischen und organisatorischen Zusam-
menschluss blockieren, neu zu sam-
meln. Anscheinend wird diese Heraus-
forderung von vielen aktiven Teilen der 
antikapitalistischen Linken übernom-
men. Das Dilemma wird erneut sein, ob 
das „Zirkelwesen“ (das Lenin so heftig 
kritisierte) sich weiter gegen die Not-
wendigkeit, „die Revolution zu ma-
chen“, durchsetzen wird.

Oder ob es zum Beispiel durch die 
Notwendigkeit, gemeinsam mit allen ra-
dikalen Strömungen einen klassenkämp-
ferischen 1. Mai zu organisieren, ge-
lingt, die Zersplitterung zu überwinden 
und so eine Einheit zustande zu bringen, 
die den sozialen Kampf und den Aufbau 
einer Klassenalternative – statt einer er-
neuten Wahlkomödie – in der anstehen-
den Kommunalwahl begünstigt. Von der 
Lösung dieses altbekannten Problems 
wird das Neue abhängen, das die revolu-
tionär-sozialistischen Kräfte zu diesem 
neuen historischen Abschnitt beitragen 
können. Ein erneutes Scheitern würde 
noch mehr verlorene Zeit bedeuten.

Quelle: www.kaosenlared.net/noticia/urugu-
ay-mujica-encandilo-empresarios-todas-garan-
tias-capital

Übersetzung: Sven
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In Europa tut sich was

Gemäß Angaben der Europäischen Ko-
ordination von Vía campesina aus dem 
Jahr 2008 verschwinden in Europa täg-
lich über 1000 Landwirtschaftsbetrie-
be. Die Hauptursache liegt im fehlen-
den politischen Willen der Regierun-
gen und der internationalen Institutio-
nen, lokale bäuerliche Familienbetrie-
be zu unterstützen. Die Gemeinsame 
Agrarpolitik der EU (GAP) und die Re-
gulierung der Landwirtschaft durch die 
WTO sind gute Beispiele für die Glo-
balisierung der Nahrungsmittelproduk-
tion im Dienste der Interessen der Ag-
roindustrie und der sie verteidigenden 
Institutionen. Eine Politik, welche das 
Streben nach Gewinn höher gewichtet 
als der Nahrungsmittelbedarf der Be-
völkerung und die umweltschonende 
lokale Produktion.

Die heutige Gemeinsame Agrarpo-
litik der EU (GAP) ist nach Meinung 
der Europäischen Koordination von Vía 
campesina (2008) aus der falschen Ge-
meinsamen Agrarpolitik von vor 1992 
und aus falschen Landwirtschaftsrefor-
men hervorgegangen, die 1992, 1999 
und 2003 nach WTO-Vorgaben durch-
geführt wurden. Die Umsetzung der 
GAP, in deren Folge die Landwirt-
schaft industrialisiert und mit garantier-
ten Preisen angekurbelt wurde, führ-
te zu einer Zunahme der Landwirt-
schaftsproduktion und anschließend zu 
einem  Preisrückgang. Die Produkti-
onssteigerung hatte große Auswirkun-
gen auf Gesellschaft und Umwelt. Hin-
zu kommt, dass die GAP den größten 
Teil der Hilfsgelder an die Großbauern 
verteilt, was die kleinen Familienbetrie-

be benachteiligt. Das Intermón Oxfam-
Bulletin schreibt unter dem Titel „Go-
liat gegen David. Gewinner und Verlie-
rer der Gemeinsamen Agrarpolitik der 
EU in Spanien und in den armen Län-
dern“:

„Die millionenschwere Hilfe der GAP 
unterstützt die Intensivproduktion, die 
jene unterstützt, die am meisten ha-
ben, was auf den internationalen Mär-
kten zu schweren Verzerrungen führt 
- oft auf Kosten der Entwicklungs-
länder“ und weiter „Hinter dem Di-
ckicht von Gesetzen und technischen 
Vorschriften zur Sicherstellung des 
Systems versteckt sich ein ganz ein-
faches Prinzip: je mehr man produ-
ziert und je mehr Boden man besitzt 
– das heißt, je reicher man ist - desto 
mehr öffentliche Hilfsgelder bekommt 
man.“

Laut Angaben der Europäischen Kom-
mission haben im Jahr 2000 2,3 Mio. 
europäische Bauern lediglich 4% der 
Agrarsubventionen erhalten, während 
die 5% Großbauern 50% erhielten. Hier 
einige Beispiele. In Großbritannien er-
hielten die Familien mit den größten 
Vermögen des Landes Riesensummen 
von der EU: 

der Herzog von Westminster: •	
470 000 €
Sir Adrian Swire… 300  000 € für •	
sein Gut in Oxfordshire
der Herzog von Malborough: 535 000 •	
€ für seinen Getreideanbau

In Ländern wie Frankreich, Deutsch-
land oder im Spanischen Staat geschieht 
das Gleiche. Laut Angaben der franzö-
sischen Regierung erhält ein Viertel der 
Bauern nichts, die 15% größten Be-
triebe hingegen erhalten 60% der Fi-
nanzhilfe (Watkins, 2003). Diese Lo-
gik hat zum Beispiel dazu geführt, dass 
im Spanischen Staat die Einnahmen der 
17% größten Bauernbetriebe weit über 
dem Durchschnitt liegen, während die 
Einnahmen der 60% kleinsten Bauern-
betriebe darunter liegen.

[…] Ein weiterer Kampf wird in 
Europa gegen die gentechnisch ver-
änderten Organismen (GVO) geführt. 

Das von der Europäischen Union und den Regierungen der Mitglieds­
länder angewandte Modell industrialisierter und intensiver Landwirt­
schaft hat einen großen Einfluss auf Gesellschaft und Umwelt. Von 
1999 bis 2003 sind allein in Spanien 147 000 bäuerliche Familienbe­
triebe verschwunden, was wiederum zur Entvölkerung der Landwirt­
schaftszonen, zu deren Verarmung und zum Rückzug der wichtigsten 
öffentlichen Dienste geführt hat. Die Auswirkungen auf das Ökosy­
stem könnten nicht gravierender sein.

Esther Vivas

Esther Vivas
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Der Spanische Staat ist das einzige 
EU-Land, das im großen Stil gentech-
nisch veränderte Pflanzen anbaut. Da-
mit ist er zum Einfallstor für gentech-
nisch veränderte Pflanzen in Europa ge-
worden. Jährlich werden ca. neun Mil-
lionen Tonnen Soja und Mais aus den 
USA, Argentinien und Brasilien impor-
tiert, ungefähr die Hälfte davon stammt 
aus gentechnisch verändertem Saatgut, 
das so in die Nahrungskette für Mensch 
und Tier eingeschleust wird. Die Im-
porteure Cargill, Bunge, Simsa, ADM 
usw. trennen das konventionell ange-
baute nicht vom gentechnisch verän-
derten Getreide, womit sie die gesam-
ten Lieferungen verunreinigen, wie 
Greenpeace kritisiert. Weil das konven-
tionelle und ökologische (Bio-)Saatgut 
in Europa nicht systematisch geschützt 
und weil dessen Verschmutzung durch 
gentechnisch verändertes Saatgut tole-
riert wird, wird den Bauern und Konsu-
mentInnen die Wahlfreiheit genommen 
und gleichzeitig der konventionelle und 
bioorganische Anbau gefährdet.

[…] Dieses Modell industrieller und 
intensiver Landwirtschaft, wie sie von 
der EU und den Regierungen der Mit-
gliedsländer gefördert wird, hat gro-
ße Auswirkungen auf Gesellschaft und 
Umwelt. Von 1999 bis 2003 sind in 
Spanien 147 000 bäuerliche Familien-
betriebe verschwunden, was wiederum 
zur Entvölkerung der Landwirtschafts-
zonen, zu deren Verarmung und zum 
Rückzug der wichtigsten öffentlichen 
Dienste geführt hat. Die Auswirkungen 
auf das Ökosystem könnten nicht gra-
vierender sein. Deren Folgen sind un-
ter anderem: Die Erosion der Böden als 
Folge exzessiven Einsatzes von Pestizi-
den und Düngemitteln und das Auslau-
gen der Böden infolge fehlender Wech-
selfelderwirtschaft (oder Dreifelder-
wirtschaft?) und Brachliegenlassens; 
die Abnahme der Biodiversität als Fol-
ge der Ausweitung der Monokultur; der 
wachsende Einsatz von Mischpflanzen 
(Hybridpflanzen?) und die Zerstörung 
des Ökosystems; die Wasserverschmut-
zung und der Wassermangel, mit der 
Wasserverschwendung beim Anbau mit 
Bewässerungsanlagen und als Folge da-
von die Ausbreitung der Wüste.

Alternativen und Wider-
stand

Die Tatsache, dass in Europa ein Le-
ben und Arbeit in Würde nicht möglich 

sind, hat zu aktiver sozialer Antwort ge-
führt. Bauerngewerkschaften, Umwelt-
bewegungen, KonsumentInnen-Grup-
pen, Bewegungen für den gerechten 
Handel, Netzwerke für solidarisches 
Wirtschaften und viele andere sind in 
mehreren Ländern aktiv geworden, um 
die Auswirkungen der EU-Agrarpolitik 
anzuprangern und notwendige reale Al-
ternativen aufzuzeigen. Antworten, die 
in den verschiedenen Ländern je nach 
den bereits vorhandenen Netzwerken 
unterschiedlich sind, die aber darin be-
standen, Bündnisse zwischen den ver-
schiedenen von dieser Politik betroffe-
nen Sektoren aufzubauen sowie prakti-
sche Alternativen beim landwirtschaft-
lichen Anbau, der Verteilung und dem 
Verbrauch zu erarbeiten.

In Frankreich zum Beispiel sind mit 
den AMAPs (Association pour le Main-
tien de l’Agriculture Paysanne, Verein 
zur Bewahrung der bäuerlichen Land-
wirtschaft) Solidaritätsnetze zwischen 
ProduzentInnen und VerbraucherInnen 
entstanden. Diese Erfahrung geht von 
einem „Solidarvertrag“ zwischen ei-
ner KonsumentInnen-Gruppe und ei-
nem ökologischen (Bio-)Bauern der 
gleichen Gegend aus. Dieser Vertrag 
sieht vor, dass die KonsumentInnen die 
in einem bestimmten Zeitraum benö-
tigte Ware im Voraus bezahlen und der 
Bauer sie wöchentlich mit den Produk-
ten von seinem Feld beliefert. Seit der 
Gründung des ersten AMAP im April 
2001 zwischen einer KonsumentInnen-
Gruppe aus Aubagne und dem Land-
wirtschaftsbetrieb Olivades in der Re-
gion Provenza hat sich diese Form in 
ganz Frankreich ausgebreitet und um-
fasst heute 750 AMAPs, die insgesamt 
30 000 Familien beliefern.

In anderen europäischen Ländern 
gehen ähnliche Erfahrungen bis in die 
1960er Jahre zurück, als in Deutsch-
land, Österreich und der Schweiz als 
Folge der zunehmenden Industrialisie-
rung der Landwirtschaftsproduktion 
ähnliche Initiativen entstanden. In Genf 
zum Beispiel sind Les Jardins de Co-
cagne sehr bekannt: eine ProduzentIn-
nen- und KonsumentInnen-Genossen-
schaft für Bio-Gemüse, die heute ca. 
400 Haushalte umfasst.

In Großbritannien heißen solche Er-
fahrungen, die seit den 1990er Jahren 
bestehen, CSA (Community-Suppor-
ted Agriculture, Gemeinschaftlich un-
terstützte Landwirtschaft) oder „Vege-
table box scheme“, „Gemüsepaket“). 

Nach Angaben der Soil Association1 
bestanden anfangs 2007 in Großbritan-
nien ca. 600 solcher Initiativen, 53% 
mehr als im Vorjahr und gleichviel wie 
lokale Bauernmärkte (Times, 3.3.08)2. 
In Belgien ist Ähnliches in den Jahren 
2006 und 2007 vor allem in Brüssel 
entstanden, wo heute ca. 200 Haushal-
te regelmäßig frische Früchte und Ge-
müse von den GASAPs erhalten (Grou-
pes d’Achat Solidaires de l’Agriculture 
Paysanne, Gruppen für den solidari-
schen Kauf aus bäuerlicher Landwirt-
schaft).

Im Spanischen Stadt bestehen meh-
rere ähnliche Initiativen. Einige sind 
den französischen AMAPs sehr ähn-
lich, wie etwa die Vereinigten Genos-
senschaften für die Produktion, den 
Vertrieb und den Verbrauch von Bio-
produkten mit dem Namen Bajo el As-
falto está la Huerta (BAH) (Unter dem 
Asphalt liegt der Garten) hauptsäch-
lich in Madrid und Umgebung. Andere 
funktionieren anders wie etwa die über 
70 Genossenschaften in Katalonien. Ei-
nige koordinieren sich unter dem Na-
men Ecoconsum. In Andalusien beste-
hen seit Beginn der 1990er Jahre ähnli-
che Initiativen.

Auf politischer Ebene sind Verbin-
dungsnetze von Menschen entstanden, 
die in der Produktion, im Vertrieb und 
im Verkauf von Nahrungsmitteln arbei-
ten und die die Folgen der neoliberalen 
Politik auf diesem Gebiet ablehnen. In 
Frankreich ist es zur Zusammenarbeit 
zwischen Netzwerken der Solidarwirt-
schaft wie Minga gekommen. Ihr gehö-
ren ca. 800 Vereine an, die auf folgen-
den Gebieten aktiv sind: Vereine für den 
gerechten Handel auf lokaler und inter-
nationaler Ebene, die Bauerngewerk-
schaft Confédération Paysanne sowie 
weitere Bio- und Bauern-Vereine und 
solche, die sich für verantwortungsvol-
len Verbrauch engagieren.

Im Spanischen Staat umfasst der 
größte und vielfältigste Zusammen-
schluss, die Plataforma Rural (Land-
wirtschafts-Plattform), Bauern/Bäuerin-
nen, KonsumentInnen, Umweltschüt-
zerInnen, NGOs etc., die sich für enge-
re solidarische Beziehungen zwischen 
Land und Stadt engagieren, das Landle-
ben verbessern und eine soziale, ökolo-

1	 Mehr Infos auf www. soilassociation.org
2	 Für mehr Infos über solche Erfahrun-

gen in Großbritannien siehe „Cultivating 
communities farming at your fingertips“, 
Soil Association, 2005
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gische und örtlich nahe Landwirtschaft 
fördern wollen. Die Plataforma Rural 
führt Einheitskampagnen unter anderem 
gegen gentechnisch veränderte Pflan-
zen, gegen die Großverteiler, gegen die 
GAP, gegen pflanzlichen Kraftstoff und 
für die Nahrungsmittelsouveränität, den 
lokalen Handel, einen verantwortungs-
vollen Tourismus, für gute und öffentli-
che Dienste auf dem Land.

In Europa ist die Europäische Koor-
dination Vía Campesina eines der wich-
tigsten Netzwerke, dem Vereine und 
Bauerngewerkschaften folgender Län-
der angehören: Dänemark, Schweiz, 
Frankreich, Italien, die Niederlande, 
Spanischer Staat, Griechenland, Malta 
und die Türkei. Sie hat sich zum Ziel 
gesetzt, die heutige Landwirtschafts- 
und Nahrungsmittel-Politik der EU im 
Rahmen der GAP zu bekämpfen und 
sich für eine vielfältige einheimische 
und lebendige Landwirtschaft einzuset-
zen. Die Europäische Koordination Vía 
Campesina arbeitet im Rahmen des Eu-
ropäischen Sozialforums mit anderen 
sozialen Bewegungen zusammen und 
beteiligt sich an Einheitskampagnen 
gegen die GAP, die GVOs usw.

Es ist eine große Herausforderung, 
die Verbindung und Koordination der 
verschiedenen Netzwerke in Europa zu 
stärken, die sich der Bewegung für eine 
neue Welt von unten zugehörig fühlen 

und eine gemeinsame und koordinierte 
Arbeit für die Nahrungsmittel-Souve-
ränität aufzubauen. Das Internationale 
Forum für die Nahrungsmittel-Souverä-
nität, das anfangs 2007 in Mali stattge-
funden hat und an dem Frauennetzwer-
ke, Bauern, Fischer, KonsumentInnen, 
Hirten usw.. teilgenommen haben, ist 
für Europa ein gutes Beispiel.3 Es müs-
sen Aktionsstrategien für die Nahrungs-
mittel-Souveränität auf lokaler, nationa-
ler und europäischer Ebene koordiniert, 
neue Kräfte gewonnen und die Anstren-
gungen verstärkt werden, um in diesem 
Kampf Fortschritte zu erzielen.

Dies wird nicht leicht sein, doch es ist 
ermutigend zu sehen, wie sich angesichts 
der zunehmenden Aggression des kapita-
listischen Systems die Globalisierungs-
gegner in einer Front hinter folgender 
Losung von Vía Campesina zusammen-
finden: „Globalisieren wir den Kampf, 
globalisieren wir die Hoffnung“.

Esther Vivas ist Mitglied des Centro de Estudi-
os sobre Movimientos Sociales (CEMS)-UPF. 
Autorin von En pie contra la deuda externa (El 
Viejo Topo, 2008) und Koautorin von Super-
mercados, no gracias (Icaria editorial, 2007)

Übersetzung: Ursi Urech

3	 Für mehr Infos zum Internationalen Fo-
rum für die Nahrungsmittel-Souveränität 
siehe: Vivas (2007)

Bibliographie:
Europäische Koordination von Vía Cam-

pesina (2008) 
www.viacampesina.org/main_sp/index.
php?option=com_content&task=view&id
=537&Itemid=1

Greenpeace Spanien (2004) 
España es la puerta trasera de entrada 
de transgénicos a Europa: 
www.greenpeace.org/espana/news/espa-
a-es-la-puerta-trasera-de

Intermón Oxfam (2005) 
Goliat contra David. Quién gana y qui-
én pierde con la PAC en España y en los 
países pobres:  
www.intermonoxfam.org/UnidadesInfor-
macion/anexos/2970/0_2970_170305_
Goliat_contra_David.pdf

Soil Association (2005)  
Cultivating communities farming at your 
fingertips: 
www.soilassociation.org

Soler, M. (2007) “OMC, PAC y globaliza-
ción alimentaria” in Viento Sur Nr. 94, 
S. 37-45

Vivas, E. (2007) “Foro por la Soberanía 
Alimentaria, nuevas alianzas”. In: Ecolo-
gía Política, Nr. 33, S.133-135 .

Watkins, K. (2003) Northern agricultural 
policies and world poverty: will the Doha 
‘development round’ make a difference?, 
der ABCDE-Konferenz der Weltbank in 
Paris vorgelegtes Dokument

Kapitalistische Klimaveränderung und unsere Aufgaben
Resolution des 16. Weltkongresses der Vierten Internationale, 
Februar 2010
Im Anhang: Beschluss desWeltkongresses zur Klimawandel-
Konferenz in Cochabamba und Hinweise zum Weiterlesen

24 Seiten, Preis: 1 € (im Direktverkauf)

Bestellungen der Broschüre nur gegen Vorkasse: bitte Brief 
schicken und Briefmarken im Wert von 1,50 € beilegen.

Herausgegeben von:
internationale sozialistische linke (isl), Regentenstr. 57–59, 
51063 Köln
isl@islinke.de, http://www.islinke.de
Revolutionär Sozialistischer Bund/IV. Internationale (RSB), 
Postfach 102610, 68026 Mannheim, Telefon und Fax 0621 / 15 
64 046
buero@rsb4.de, http://www.rsb4.de/



50 	 inprekorr 462/463

ÖKONOMIE

Privatisierung der Post –  
die Beschäftigten zahlen die Zeche
Lot van Baaren, Paul Benschop

PTT Post, das staatliche Postunterneh-
men Hollands, wurde 1989 privatisiert. 
In den Folgejahren wurde das Unterneh-
men in unabhängige Einzelunternehmen 
für Postverkehr, Telefon und Fernmelde-
wesen aufgeteilt, die dann einzeln an die 
Börse gebracht wurden. Andere staatli-
che Unternehmen wie die Eisenbahnge-
sellschaft, das vormals staatliche Berg-
bauunternehmen und jetziger Chemie-
konzern DSM und öffentliche Diens-
te wurden ebenfalls privatisiert und ver-
kauft. Der Neoliberalismus mit all sei-
nen Implikationen wurde zum allgemei-
nen Katechismus.

Zwanzig Jahre nach der Privati-
sierung suchen die Bosse der heutigen 
TNT Post die Konfrontation mit den 
Beschäftigten und ihren Gewerkschaf-
ten: entweder akzeptieren sie Lohnkür-
zungen um 17,5 % oder es gibt 11 000 
Entlassungen. Die Beschäftigten lehnen 
dies ab und fordern stattdessen Lohner-
höhungen um 1,5 %.

Die Niederlande als Vorrei-
ter

In puncto Privatisierung stehen die Nie-
derlande an der Spitze. Der Europaab-
geordnete der SP Dennis  de Jong hält 
mit seiner Verärgerung nicht hinter dem 
Berg: „Auf Beschluss der EU sollte der 
Postsektor bis zum 1.1.2011 privatisiert 
werden. Die Niederlande eilen der EU-
Politik voraus und sind Vorreiter der Pri-
vatisierung.“ 

In Belgien herrscht eine langsamere 
Gangart. „Dort ist der Postsektor noch 
nicht privatisiert und der Staat hält noch 
51 % der Anteile, während der Rest ei-
ner britischen Banken- und Versiche-
rungsgruppe gehört. Aber angesichts 
der anstehenden privatwirtschaftlichen 
Konkurrenz wurden in den letzten Jah-
ren signifikante Einschnitte vorgenom-
men“, sagt Serge Alvarez-Fernandez, 
der seit über 20 Jahren bei der Post in 
Brüssel arbeitet. Der belgische Markt ist 
zwar noch nicht völlig offen, aber Pri-
vatunternehmen dürfen bereits Eilzu-

stellungen und Packete ausliefern. Die 
wichtigsten Wettbewerber auf diesem 
neuen Markt sind DHL, FedEX und die 
holländische TNT.

In England ist die Situation mit Bel-
gien vergleichbar. Pete lebt in London 
und arbeitet seit über 20 Jahren bei der 
Britischen Royal Mail: „Royal Mail ist 
noch staatlich, aber in den letzten Jah-
ren wird Stück für Stück liberalisiert.“ 
Zum Teil wird der Postvertrieb von der 
TNT und der Deutschen Post übernom-
men. Pete: „Keines dieser Unternehmen 
verfügt über die Infrastruktur für Liefe-
rungen von Haus zu Haus. Sie sortieren 
die Sendungen der Großunternehmen 
und lassen sie dann von der Royal Mail 
zustellen.“

Auch in Frankreich ist die Post noch 
staatlich. Christophe arbeitet seit über 
16 Jahren bei der Post in Paris: „Wenn 
man ihren Reden glauben darf, sind alle 
Parteien einschließlich der Rechten ge-
gen die Privatisierung. Allerdings sind 
sowohl die Rechten als auch die Sozi-
aldemokraten von der PS dafür, not-
wendige ‚Modernisierungen‘ der Post 
durchzuführen.“

In den Niederlanden hatte die Pri-
vatisierung der Post erhebliche Auswir-
kungen auf die Löhne und Arbeitsbe-
dingungen. Rob van der Post ist 54 und 
arbeitet seit seinem 17. Lebensjahr bei 
der PTT bzw. TNT: „Die Liberalisie-
rung hat den Postsektor für Gesellschaf-
ten wie Sandd und Selekt Mail geöff-
net. Durch diese Genehmigung sind die 
Löhne und Arbeitsbedingungen für die 
Postbeschäftigten unter Druck geraten. 
Die Regierung kann auf solche ‚Wild-
West-Unternehmen‘ keinen Druck aus-
üben, reguläre Löhne zu zahlen. Um ge-
gen sie zu konkurrieren, hat die TNT ein 
billigeres Subunternehmen gegründet, 
das eine hundertprozentige Tochter ist: 
Netwerk TNT. Damit untergräbt TNT 
das eigene Unternehmen, indem es mit-
verantwortlich ist für einen Verfall des 
Geschäftes und schwindende Marktan-
teile.“

Kurz vor Weihnachten verlor der 

Staat einen Gerichtsprozess gegen die 
Postgesellschaften Sandd und Selekt 
Mail. Diese beiden TNT-Konkurrenten 
bezahlen ihre Beschäftigten nicht nach 
Stunden sondern nach der Zahl der Zu-
stellungen. Der für den Außenhandel im 
Wirtschaftsministerium zuständige Mi-
nister Frank Heemskerk wollte dies än-
dern, weil unter diesen Bedingungen 
die Postbeschäftigten kaum Rechte ha-
ben, und verpflichtete die Postunterneh-
men dazu, bis zum 1. April 2010 10 % 
der Beschäftigten mit festen Verträgen 
auszustatten. Bis Ende 2012 sollte die-
ser Anteil auf 80 % steigen. Aber dank 
des Gerichtsurteils dürfen diese Des-
perados weiterhin ihre Beschäftigten 
nach Stückzahlen entlohnen.

Druck auf die Unbefris
teten

Die TNT ist im Begriff, die Vollzeit-
beschäftigten tendenziell durch pre-
kär Beschäftigte wie Teilzeitkräfte 
und LeiharbeiterInnen zu ersetzen. Oft 
sind dies junge Menschen, Frauen oder 
RentnerInnen, die auf diesem Weg ihre 
Rente aufstocken wollen. Da bei diesen 
Leuten die Existenz meist nicht in ers-
ter Linie von ihrer Arbeit bei der Post 
abhängt, sind sie weniger bereit, sich 
gewerkschaftlich zu organisieren oder 
für höhere Löhne einzutreten. Durch 
die Zerstückelung der Arbeitsstellen 
und der Zuständigkeiten kann die TNT 
diese Jobs schlechter entlohnen.

Rob van der Post: „Gegenüber den 
Medien gab TNT zu verstehen, dass sie 
innerhalb von sechs Jahren alle Voll-
zeitkräfte abgebaut haben möchte. Im 
Parlament heißt es inzwischen, dass der 
Postsektor danieder liegt und ein Preis-
krieg ausgebrochen ist. Dabei war dies 
doch das eigentliche Ziel der Liberali-
sierung! Sowohl für die Beschäftigten 
der Post als auch der neuen Konkur-
renz haben sich die Verhältnisse nicht 
zum Besseren entwickelt. Und die hol-
ländischen BürgerInnen spüren, dass 
sich der Service der Post verschlech-
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tert und Briefe weder billiger geworden 
sind noch schneller befördert werden.“ 

Mit der Änderung der Beschäftig-
tenstruktur gerät das Personal unter zu-
nehmenden Druck und Einschüchte-
rungsversuche seitens der Vorgesetz-
ten. „Das Management ist sehr schnell 
bei der Hand mit Disziplinarmaßnah-
men gegen die ArbeiterInnen. Bereits 
beim geringsten ‚Vergehen‘ gibt es ei-
ne Stunde Lohnabzug. Auf die Toilet-
te darf man nur mit Einwilligung des 
Teamleiters, und man darf während der 
Arbeitszeit weder essen noch sich un-
terhalten. Die Vorgesetzten und nicht 
der Arzt entscheiden, ob jemand krank 
ist oder nicht.“

Gegenwärtig sind in Belgien 60 % 
der Beschäftigten beim Staat ange-
stellt. Seit ein paar Jahren werden Zeit-
verträge nicht mehr in unbefristete 
Stellen umgewandelt, und freiwerden-
de Stellen werden durch Leiharbeite-
rInnen aufgefüllt. Auch in Frankreich 
sind 60  % verbeamtet, aber seit 2002 
gibt es nur noch befristete Verträge. 
Christophe: „Jedes Jahr werden Stellen 
abgebaut. Die Tochtergesellschaft Me-
diapost vergibt nur Teilzeitstellen. In 
manchen Filialen werden Stücklöhne 
bezahlt. Bei Colipost müssen die Be-
schäftigten die Post mit ihren Privatau-
tos ausliefern.“

Die Rolle der Gewerk-
schaften

Seit einigen Monaten machen die Post-
beschäftigten in Holland zunehmend 
Druck für Verbesserungen und auch in 
anderen Ländern gärt es. Pete: „Royal 
Mail setzt immer mehr auf Teilzeitkräf-
te. Teilweise kommen sie damit durch 
aber inzwischen gibt es Widerstand sei-
tens der Gewerkschaften. Die Mehrheit 
der Beschäftigten sind noch Vollzeit-
kräfte und die Mitglieder der Postge-
werkschaft CWU kämpfen gegen den 
angekündigten Stellenabbau. Streiks 
wurden ohne Verhandlungen organi-
siert – erst auf lokaler, dann gestaffelt 
auf landesweiter Ebene. Viele befürch-
ten, dass der Weg für eine vollständi-
ge Privatisierung frei wird, wenn es der 
Royal Mail gelingt, immer mehr Teil-
zeitbeschäftigte einzustellen.“

Auch in Belgien wird gestreikt. 
„Die Post will die jetzigen Beschäftig-
ten durch Teilzeitkräfte ersetzen, die 
drei Stunden am Tag für weniger Lohn 
arbeiten“, meint Serge Alvarez-Fernan-

dez. „Sowohl die christliche Gewerk-
schaft CSC/ACV als auch die sozialde-
mokratische PMB/ACOD unterstützen 
die Aktionen der PostlerInnen, aber sie 
koordinieren sie nicht. Die flämischen 
Verbände beider Gewerkschaften ha-
ben einem neuen Tarifvertrag über Ar-
beitsbedingungen und Löhne zuge-
stimmt, was den Aktionsspielraum in 
Flandern erheblich einschränkt.“

Oberflächlich betrachtet erscheint 
bei TNT in Holland alles ruhig, aber 
drinnen gärt es. Die Beschäftigten for-
dern von der Gewerkschaft zuneh-
mend, dass sie aktiv wird. Van der 
Post: „Die Gewerkschaften wollen ei-
nerseits die Stellen sichern andererseits 
neue Mitglieder in den neuen Postun-
ternehmen rekrutieren. Solange sie kei-
ne Initiative ergreifen, wird es keiner-
lei Streiks geben.“  Die Aussichten auf 
Aktionen werden zusätzlich durch das 
Vorhandensein zweier konkurrierender 
Gewerkschaften geschmälert. Einer-
seits gibt es die Beamtengewerkschaft 
für die staatlich Bediensteten in der 
TNT, andererseits die Gewerkschaft 
für die Angestellten in den neuen Un-
ternehmen. Eine gegenseitige Unter-
stützung findet nicht statt. Dennis de 
Jong, EU-Abgeordneter der SP, bestä-
tigt die Skepsis der Postbediensteten: 
„Am Beispiel der TNT wird deutlich, 
was passiert, wenn ein Bereich priva-
tisiert wird, der eigentlich in öffentli-
che Hände gehört. Nach ihrer Privati-
sierung läuft die TNT Gefahr, in porti-
onsgerechte Häppchen für private An-
legergruppen zerteilt zu werden.“

Aussichten

Die Zukunft der Post Belgiens ist un-
gewiss. Sie ist verpflichtet, täglich im 
ganzen Land auszuliefern, während es 
den neuen Gesellschaften nach neuem 
Recht erlaubt ist, zweimal wöchent-
lich – und dies auch nur in Teilen Bel-
giens – auszuliefern. Alverez-Fernan-
dez: „Hierdurch gerät die Post in eine 
wirtschaftlich schwierige Lage, in der 
sie gegen die neuen Unternehmen nur 
schwer konkurrieren kann.“

In England ist die CWU die ein-
zige Gewerkschaft mit nennenswer-
ter Unterstützung unter den Postbe-
schäftigten. In der Vergangenheit hat 
sie sich stets gegen Versuche der Tories 
und New Labour gewehrt, die Gesell-
schaft zu privatisieren. Offiziell ist La-
bour gegen Privatisierung, in der Pra-

xis aber sieht ihre Politik anders aus. 
„Früher hat Labour versucht, die Roy-
al Mail teilweise zu privatisieren, dies 
dann aber aufgeschoben. Die Tories 
und die Liberalen hingegen sind für die 
volle Privatisierung.“

In Frankreich sind die Aussichten 
genau so ungewiss. Christophe: „Lin-
ke Parteien wie die KP und die NPA 
sowie die Gewerkschaften halten daran 
fest, dass die Post öffentlich bleibt, und 
widersetzen sich der Privatisierung.“1 
Dennis de Jong: „Möglich ist, dass die 
französische Regierung die Post zwar 
privatisiert, aber die Anteilsmehrheit 
weiter behält. Aber seitens der EU wird 
daran festgehalten werden, dass Wett-
bewerber zugelassen werden.“

Mit der Krise kam die Meinung auf, 
dass der Neoliberalismus am Ende sei. 
Das Gegenteil scheint wahr zu sein – 
Europa steht vor einer neuen Welle von 
Privatisierungen, weiteren Flexibilisie-
rungen und Sozialabbau. Insofern ist es 
vorrangig, dass die Gewerkschaften ih-
re Aktivitäten untereinander vernetzen 
und Kontakte unter den Mitgliedern 
aufbauen. Am Anfang jeder Bewegung 
stehen Information und gegenseitiger 
Austausch von Informationen. Im Zeit-
alter des Internet dürfte es für die euro-
päische Gewerkschaftsbewegung kein 
Problem darstellen, ein internationales 
Netzwerk aufzubauen, das nicht nur die 
Führungsebene sondern auch die Mit-
glieder einbezieht. Durch die Kenntnis 
der parallelen Probleme und internati-
onale Kontakte wird es den Beschäftig-
ten erleichtert, Erfahrungen über Kämp-
fe auszutauschen und sich nicht isoliert 
vorzukommen. Jede Bewegung hat ihre 
eigene Dynamik und dies kann grenz-
überschreitende Auswirkungen haben.

Lot van Baaren und Paul Benschop sind Mit-
glieder der SAP, der holländischen Sektion der 
IV. Internationale, und Gewerkschaftsaktivisten. 
Der Artikel ist in der SAP-Zeitung Grenzeloos 
Nr. 105 vom Jan./Feb. 2010 erschienen.

Übersetzung: Miwe

1	 Durch eine breite Kampagne, die von der NPA 
bis hin zur SP und den Gewerkschaften getra-
gen wurde, konnte die Öffentlichkeit in Frank-
reich gegen das neue Postgesetz mobilisiert 
werden. Über 2 Mio. beteiligten sich an einer 
„Bürgerbefragung“ im Oktober 2009 und über 
90 % stimmten gegen das neue Gesetz. 



der bürgerlichen Gesellschaft – der jugend- und sexuali-
tätsunterdrückenden Institution, die die Keimzelle dieser 
Gesellschaft ausmacht. Doch letztlich musste das Camp 
selbst geplant werden, für das die italienischen GenossIn-
nen Sorge tragen. Mit etwa 600 TeilnehmerInnen ist wohl 
zu rechnen, da allein die NPA mindestens 200 bis 250 De-
legierte entsenden will. Der Preis, der nach Ländern ge-
staffelt ist, wird für TeilnehmerInnen aus der BRD 135 € 
betragen. Die GenossInnen der befreundeten Schweizer 
Organisation BFS-MPS (Bewegung für den Sozialismus) 
müssen mit einem Beitrag von 155 € rechnen. Die ohne-
hin ärmeren GriechInnen erhalten besonderen Krisen-Ra-
batt und zahlen 80 €.  

Programm
Hauptgegenstand war das inhaltliche Programm: An sechs 
Thementagen werden auf den Gebieten Ökologie, Krise 
und Internationalismus, Frauenbefreiung, LGBIT,1 Anti-
rassismus und soziale Kämpfe und revolutionäre Strate-
gie etwa 60 Workshops und Dutzende Vorträge (u. a. Fran-
co Turigliatto und Flavia D’Angeli) angeboten, zu The-
men wie „Iranische Revolte“, „Chinas neue ökonomische 
Rolle“, „Atomare Gefahr“,  „Der Einfluss des Vatikans auf 
rechte Politik“, „Die Wurzeln sexueller Unterdrückung“, 
„Jugendrevolte in Griechenland“ und „Ein Übergangspro-
gramm für das 21. Jahrhundert“; dazu tägliche Aktivitäten 
der Frauen- und LGBIT-Freiräume, tägliche Workshops 
zum Bildungsstreik, zu Lateinamerika und zum kommen-
den Anti-NATO-Gipfel in Lissabon (November 2010), 
ebenso praxisorientierte Aktions-Seminare zu zivilem Un-
gehorsam, Selbstverteidigung für Frauen und revolutionä-
ren Liedern. Doch diese werden ohnehin in den verschie-
densten Sprachen zu hören sein. Die Heimat der IV. Inter-
nationale reicht heute von Venezuela bis zu den Philippi-
nen. Vom 24. bis zum 30. Juli ist sie in Perugia. 

Mitsingen, mitdiskutieren, mitmachen: RSB und 
isl organisieren gemeinsam die Anreise.
Anmeldung und Informationen auf 
www.sommercamp.mobi

1	 Lesbian, Gay, Bi-, Inter-, Transsexuelle 

Delegierte der Sektionen aus Dänemark, Schweden, Frank-
reich, Großbritannien, Italien, dem spanischen Staat, aus 
Belgien, den Niederlanden, Portugal, Griechenland und ei-
nes Teils der Sektion der BRD (RSB) waren zugegen, da-
rüber hinaus zwei Genossen der griechischen Organisati-
on Kokkino („Rot“), die Beobachterstatus in der Internati-
onale hat und im letzten Jahr die Organisation des Camps 
in Griechenland mittrug. Und das sind längst nicht alle, 
die auf dem Camp erwartet werden. Was den Rahmen des 
Treffens anging, wurden die jungen GenossInnen, wie es 
üblich ist, von zwei Mitgliedern der Leitung der Interna-
tionale unterstützt, die jedoch weder inhaltlich eingriffen 
noch für Sitzungsleitung oder ähnliches zuständig waren.

Viele Länder – ein Kampf
Auf der Konferenz war zu erfahren, dass die kleine nie-
derländische Sektion nur wenige jüngere GenossInnen in 
ihren Reihen zählt, während diese bei OKDE-Spartakos 
(Griechenland) die Hälfte der Mitgliedschaft ausmachen. 
Während der portugiesische Linksblock, in dem die Ge-
nossInnen der IV. mitarbeiten, bereits so stark ist, dass er 
die gesellschaftlichen Verhältnisse beeinflussen kann, lei-
det die französische NPA derzeit an eher schlechten Wahl-
ergebnissen. Die GenossInnen von Sinistra Critica, die 
als Partei insgesamt der IV. Internationale nahe steht, be-
klagten, dass zwar der eher  moralische „anti-berlusco
nismo“ verbreitet sei, jedoch eine Vernetzung der sozia-
len Kämpfe in Italien fehle. Die griechischen GenossIn-
nen bezeichneten die aktuelle Situation in ihrem Land als 
„offenen Krieg“ zwischen den Klassen, und die GenossIn-
nen aus dem spanischen Staat berichteten über lokale Ge-
neralstreiks in Andalusien. Zum Kuriosum der zweigeteil-
ten Sektion in der BRD und zur Linkspartei – einer Par-
tei, in der von neoliberalen Bürokraten bis hin zu Revolu-
tionären alles vertreten ist – gab es viele Fragen. Die Bour-
geoisie versucht heute, der ArbeiterInnenklasse eine wei-
tere historische Niederlage im internationalen Maßstab zu-
zufügen – diese gilt es zu verhindern, wie die Genossen 
aus Frankreich feststellten. Und in diesem Sinne soll das 
Camp unter dem Motto „Die antikapitalistische Linke auf-
bauen!“ stattfinden. 

Diskussionen
Die Jugend der IV. Internationale diskutierte die Ergebnis-
se des Weltkongresses und ebenso die Rolle der Familie in 

Auf nach Perugia!
Bericht vom Amsterdamer Vorbereitungstreffen  

zum Sommercamp 2010
Das revolutionäre Jugend-Camp der IV. Internationale wird dieses Jahr vom 24.–30. Juli in der Nähe von 
Perugia (Italien) stattfinden, wie schon 2006. Das Sommercamp ist selbstverwaltet, was für eine internati­
onale Veranstaltung dieser Größe keine Selbstverständlichkeit ist. Die Selbstorganisation der jungen Ge­
nossInnen der (europäischen Sektionen) der IV. Internationale findet im jährlichen Vorbereitungstreffen in 
Amsterdam ihren Ausdruck. Und bereits dieses Treffen ist ein internationalistisches Event. 

Philipp Xanthos


